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Warum Friedens'!'ertrag mit Deutschland? 

Von Prof. Dr. Gerhard Reintanz 

Der Krieg als bewp.ffnete Auseinandersetzung zwischen 
Staaten stellt heute kein legales Mittel zur internationalen 
Streiterledigung mehr dar. War es bis zur Großen Sozialisti­
schen Oktoberrevolution den Staaten noch - völkerrechtlich 
gesehen - erlaubt, kraft ihrer Souveränität Krieg gegen­
einander zu führen, so hat sich seit 1917 unter dem Einfluß 
der friedliebenden Volksmassen die Rechtsauffassung gründ­
lich gewandelt. Aber zwischen dem, was in den zwischen­
staatlichen Beziehungen rechtens ist, und dem, was sich tat­
sächlich ereignet, bestand und besteht oft ein tiefer Wider­
spruch. Dank der Stärke des sozialistischen Weltsystems und 
der Kraft der Volksmassen in aller Welt ist jedoch heute be­
reits die Möglichkeit vorhanden, den Krieg aus dem Leben 
der Völker zu verbannen. Um diese hoffnungsvolle Perspek­
tive Wirklichkeit werden zu lassen, müssen allerdings noch 
die letzten Reste des zweiten Weitkrieges liquidiert werden. 

Ein Krieg wird im allgemeinen zweimal beendet: einmal 
faktisch durch Einstellung der Kampfhandlungen und son­
stigen Aktionen (wirtschaftliche Kontro1lmaßnahmen, z. B. 
auf dem Gebiet des Seehandels, u. a.), zum anderen juristisch 
durch den Abschluß eines Friedensvertrages. Daß ein Krieg 
ledigllch durch die Feuereinstellung beendet wird und kein 
Friedensvertrag nachfolgt, ist ein seltenes Ereignis in der 
Geschichte und kann als anomal bezeichnet werden1) . Ein 
Sonderfall der Kriegsbeendigung ist die völlige Unterwer­
fung des einen kriegführenden Staates durch den anderen 
und die Einverleibung seines Territoriums in das Staatsge­
biet des Siegers; der Unterlegene verliert seine Staatlichkeit2). 
Der Friedensvertrag ist, wie ein Blick in. die internationalen 
Beziehungen lehrt, die normale Art, den Kriegszustand zu 
beenden. 

1) Durch Einstellung der Feindseligkeiten endeten z. B. der polnisch­
schwedische Krieg 1716, der französisch-spanische Krieg 1720, der 
preußisch-russische Ktieg 1801, der fTanzöslsch-mexikanische Krieg 
1867, vgl. Oppenheim-Lauterpacht, International Law, London 1952, 
Bd. p. S. 597. Das Miniatur-Fürstentum 1..Iechtenstein, das mit 
einer halbl'!n Kompanie Soldaten auf der Seite österreichs 1866 
am Krieg gegen Preußen teilgenommen hatte, wurde im Friedens­
vertrag zu Prag vom 23. 8. 1866 vergessen und lebte also bis zur 
Liquidierung des preußischen Staates im Jahre 1946 mit diesem 
juristiSch 1m Kriegszustand. 

:I) Auf diese Weise gingen z. B. das K pntgreich ~annover und die 
Freie Stadt Frankfurt{Main 1866 unter und' wurden Preußen ein­
verleibt. Ein solcher Akt der "Subjugation", der völligen Unter­
werfung und Zerstörung deI' staatlichen Existenz, ist nach mo­
dernem Völkerrecht als Verstoß gegen das S~lbstbesummungSrecht 
der Nationen heute unZUläSSig: daher war die ElngUederung 
Abesslniens 1936 In das fasChistische Italien vÖlke"rrechtswidrtg. 
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Der Charakter eines Friedensvertrages wird bestimmt durch 
den Charakter des Krieges, den er abschließt. Ein Krieg, in 
dem Staaten der Ausbeutergesellschaft miteinander und 
gegeneinander um wirtschaftliche Hegemonie durch Neuver­
teilung von Gebieten und Einflußsphären kämpfen, wird 
durch einen Friedensvertrag abgeschlossen, in dem der Unter­
legene als Konkurrent politisch, wirtschaftlich und militärisch 
ausgeschaltet wird. Solche Friedensverträge sind, auch wenn 
in ihnen davon gesprochen wird, daß die Vergangenheit als 
begraben gilt und in Zukunft nur noch Frieden zwischen den 
Parteien herrschen soIP), letztlich nur Waffenstillstände bis 
zum nächsten Krieg, der eben ein ständiger Begleiter der 
Ausbeuterordnung ist. Sie tragen infolge der durch den Krieg 
verschärften und im Friedensvertrag nicht gelösten Wider­
sprüche bereits den Keim des neuen Krieges i n sich. Vom 
Frankfurter Frieden, der 1871 den Deutsch-Französischen 
Krieg abschloß, sagte Karl Marx, daß er "das unfehlbarste 
Mittel ist, den kommenden Frieden in bloßen Waffenstill­
stand zu verwandeln", und in der Tat war die Frage Elsaß­
Lothringen mitbestimmend für den Ausbruch des ersten 
Weltkrieges. Es geht in solchen Verträgen darum, wie Prof. 
Menzel, Kiel, schreibt4}, 

"die beSiegte Nation aus dem Spiel der Völker auszuschalten, 
wodurch automatisch die Position des Siegers verstärkt wird. 
Friedensschlüsse dieser Art manifestieren sich in umfang­
reichen Urkunden, deren Bestimmungen keine Möglichkeiten 
zur Demütigung des Besiegten im politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Bereich außer acht lassen." 

Seitdem sozialistisChe Staaten als mitbestimmende Fak­
toren in der internati6nalen Politik auftreten, setzt sich mehr 
und mehr die Erkenntnis durch, daß ein Friedensvertrag ein 
Mittel sein muß, wn auch die friedliche Entwicklung des 
unterlegenen staates zu sichern, d. h. er muß mithelfen, das 
Selbstbestimmungsrecht der Volksrnassen des besiegten Staa- / 
tes durchzusetzen. Ein solcher Frieden, den wir einen demo­
kratischen Frieden nennen, fördert damit auch das friedliche 
Zusammenleben der Staaten. Der sowjetische Außenminister 
Molotow umriß am 16. November 1947 auf der Londoner 
Außenministerkonferenz einen demokratischen Frieden wie 
folgt') : 

"Ein demokratischer Frieden beruht auf der Gleichberech­
tigung der Völker und auf der Anerkennung der Souveränität 
der großen wie der kleinen Staaten. Ein solcher Frieden er­
möglicht, ungeachtet der Verschiedenheit der sozialen Sy­
steme und ungeachtet der Verschiedenheit der Ideologien, 

3) So wird z. B. in der Präambel des VersaUler Vertrages vom 
28. 6. 1919 von "elnem festen, gerechten und dauerhaften Frieden" 
gesprochen, RGBl1919, Nr. 140. 

4) Zit. nach : DeutSChe Außenpolitik, Für einen Friedensvertrag m1t 
Deutschland, Sonderheit 1/1959, S. 38. 

S) MOlotow, Fragen der Außenpolitik, Moskau 1949, S. 548. 
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eine friedliche Zusammenarbeit zwischen den Staaten. Die 
Herstellung eines demokratischen Friedens bedeutet ferner, 
daß auch die besiegten Länder das Recht auf eine freie de­
mokratische Entwicklung sowie am die völlige Wiederher­
stellung ihrer Unabhängigkeit haben." 

Ein imperialistischer Frieden dagegen bedeutet, wie Molotow 
fortfuhr, 

" ... Herstellung der Herrschaft einiger starker Mächte über 
die anderen großen und kleinen Völker . . . , deren Rechte 
und nationale Souveränität mißachtet werden. Es ist un­
schwer zu begreifen, daß die Herstellung eines imperialisti­
schen Friedens unweigerlich zur Teilung der Staaten in zwei 
Kategorien führt; : die herrschenden Mächte einerseits und die 
unterworfenen und unterjochten Staaten andererseits. Diese 
Teilung aber führt ihrerseits zu neuen internationalen Kon­
flikten und Kriegen, die die Gefahr eines dritten Weltkrieges 
in sich bergen." 

Heute kann festgestellt werden, daß ein imperialistischer 
Frieden mit Deutschland nicht mehr möglich ist. Nur noch ein 
demokratischer Frieden ist möglich. 

• 
Aus dem imperialistischen Charakter des ersten Weltkrie­

ges folgten die imperialistischen Friedensverträge von Brest­
Litowsk und Versailles. Nachdem das imperialistische Deutsch­
land dem fungen Sowjetstaat am 3. März 1918 den Friedens­
vertrag von Brest-Litowsk6) aufgezwungen hatte, wurde es 
ein Jahr später in Versailles selber Gegenstand eines von 
imperialistischen Siegermächten diktierten Friedensvertrages. 
Aber Versailles trug schon einen zwiespältigen Charakter in 
sich : die' Knebelung Deutschlands in Versailles war die eine 
Seite des VeFtragswerkes; die andere Seite bestand datin, 
Deutschland in die Front gegen die junge Sowjetmacht ein­
.zubeziehen. USA-General Bliss brachte diese Seite des Ver­
sailler Vertrages, den antisowjetischen Charakter, zum Aus­
druck, indem er erklärte't): 

"Es muß ein Vertrag zustande kommen, der einen Gegen­
satz zum Bolschewismus entwickelt." 

Wie ein Ftiedensvertrag aussieht, an dem ein sozialistischer 
Staat maßgeblich beteiligt ist, zeigte sich 1922, als in Rapallo 
am 16. April der Friede zwischen Deutschland und Rußland 
geschlossen wurde8). Auf sowjetische Initiative kamen das 
Deutsche Reich und Rußland überein, gegenseitig Verzicht 
auf alle Kriegsschäden zu leisten und normale diplomatische 
und wirtschaftliche Beziehungen zwischen beiden Ländern 
herzustellen. Der Sowjetstaat handelte dabei entsprechend 

6) Text im RGBI 1918, S. 77 ff. 
7) zft. naCh: W. Ulbrtcht, Zur Geschichte der deutschen A;'beiter­

bewegung, Berlin 1953, Bd. I, S. 98. 
') Text im RGBI 1923, Teil II, S. 315 H. 
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dem Leninschen "Dekret über den Frieden<! vom 8. Novem­
ber 19179) und schloß mit Deutschland einen solchen Frieden 
ab, der den Interessen sowohl der Volksrnassen als auch der 
nationalen Bourgeoisie in Deutschland entsprach. 

Der Weg von Rapallo wurde von den imperialistischen 
Kräften in Deutschland nicht fortgesetzt; durch die sogenannte 
Westorientierung, wie sie von Stresemann betrieben wurde 
und in den Locarno-Verträgen vom Oktober 1926 ihren juri­
stischen Ausdruck fand, schuf sich der deutsche Monopolka­
pitalismus Rückenfreiheit für den "Drang nach dem Osten", 
der über das Münchener Abkommen vom 29. September 1938 
in die Katastrophe des zweiten Weltkrieges führte; auf dem 
XXI. Parteitag der KPdSU betonte der sowjetische Außen­
minister Gromyko10): 

"Die Erfahrung hat gelehrt, daß Versailles. Locarno unä 
München schändliche Richtpfähle eines historischen Weges 
waren, der auf dem Friedhof endete, auf dem die Millionen 
und aber Millionen Opfer des zweiten Weltkrieges begraben 
liegen." 

Der zweite Weltkrieg trug - zunächst noch von imperiali­
stischen Zielsetzungen mitbestimmt - schon bald stärker 
werdend und mit dem überfall auf die Sowjetunion ganz 
eindeutig den Charakter eines demokratischen Befreiungs­
krieges der Völker gegen die Gefahren des deutschen Fa­
schismus und Militarismus. Dementsprechend mußte und muß 
er durch einen demokratischen Friedensvertrag abgeschlossen 
werden, der die Welt vor einer neuen Bedrohung durch den 
Faschismus bewahrt, den Völkern der ehemaligen faschisti­
schen Länder das Recht auf nationale Selbstbestimmung ge­
'währleistet und ihnen damit den Weg zu einer friedlichen, 
demokratischen Entwicklung öffnet. 

In Teheran, Jalta und Potsdam waren sich die alliierten 
Großmächte hierüber völlig einig; sie wollten durch die Ver-' 
nichtung des deutschen Militarismus einen dauerhaften Frie­
den in der Welt sichern und Deutschland wieder in die Ge­
meinschaft der friedliebenden Völker aufnehmen, sobald es 
den Beweis erbracht hat, daß es den militaristischen Weg 
für immer verlassen hat. So heißt es in der Teheraner Drei­
Mächte-Erklärung vom 1. Dezember 194311): 

"Und was den Frieden anlangt, so sind wir sicher, daß 
unsere Eintracht ihn zu einem dauerhaftim Frieden machen 
wird. Wir sind uns der hohen Verantwortung voll bewußt, 
die auf uns und allen Vereinten Nationen ruht, einen Frieden 
zu schließen, der den überwiegenden Massen der Völker der 
Welt Bereitwilligkeit abnötigen wird und die Geißel und den 
Schrecken des Krieges für viele Generationen bannen wird." 

9) Text bei Lentn. Ausgewählte Werke, Moskau 1947, Bd n, S. 256 (f. 

10) Presse der Sowjetunion, Nr. 15/1959, S. 342. 
ll} BitteI, Das Potsdamer Abkommen und andere DOkumente, Berlin 

1954, S. 8. 
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Die Jalta-Erklärung vom 11. Februar 194512) ist von den 
gleichen Zielen durchdrungen: Zusammenarbeit der Groß­
mächte nach dem Kriege zur Gewährleistung des Friedens, 
Vernichtung des deutschen Militarismus und Faschismus, 
Gleichberechtigung des deutschen Volkes in der Völkerge­
meinschaft, wenn es sich vom Faschismus und Militarismus 
losgesagt und freigemacht hat. 

In den Potsdamer Vereinbarungen vom 2. August 194513) 

wurden diese Grundsätze konkretisiert. Im Rat der Außen­
minister wurde ein Instrument geschaffen, das sich mit der 
Vorbereitung einer "friedlichen Regelung für Deutschland" 
beschäftigen sollte. 

Die in Teheran, Jalta und Potsdam niedergelegten Grund­
sätze entsprechen dem modernen Völkerrecht, das nicht mehr, 
wie zur Zeit Hugo Grotius' (1583- 1645), ein "Recht des Krie­
ges und des Friedens", sondern nur noch ein Recht des Frie­
dens, nämlich der friedlichen Koexistenz von Staaten ver­
schiedener sozialökonomischer Struktur ist. Dieses moderne 
Völkerrecht will, um mit der Präambel der UNO-Charta von 
1945 zu sprechen~ 

"die kommenden Generationen vor der Geißel des Krieges 
bewahren, die zweimal zu unseren Lebzeiten unsägliches 
Leid über die Menschheit gebracht hat". 

• 
Der zweite Weltkrieg ist rechtlich bereits weithin liquidiert: 

1947 wurden die Friedensverträge mit Italien, Bulgarien, Ru­
mänien und Finnland abgeschlossen14), 1955 erhielt Österreich 
seinen Staatsvertrag15), und 1951 schloß Japan einen Separat­
frieden mit den USA und ihren Anhängern ab l 6), allerdings 
um den zweifelhaften Preis eines sogenannten "Sicherheits­
vertrages", den Japan mit den USA einging17). Nur ein Frie­
densvertrag fehlt noch - der Friedensvertrag mit Deutsch­
land. 

Die Sowjetunion hat sich seit 1945 konsequent für den Ab­
schluß eines demokratischen Friedensvertrages eingesetztIsj, 

12) Bittet, a. a. 0., S. 11 H. 
13) Bittet, a. a. 0., S. 18 ff. 
14) DeutsChe Texte der o. a. Friedensverträge bei Menzel, Die Frie­

densverträge von 1947, Oberursel 1948. 
15) DeutsChe Texte bei Brandweiner, Der 5sterre1chiscbe Staatsvertrag, 

Leipzig-Jena 1955. 
16) Deutscher Text in Europa-ArChiv, 1952, S. 5267 l!. Wcltere Separat­

friedensverträge schloß Japan mit Indien, Burma und Indo­
nesien ab. 

17) DeutsCher Text in Europa-Archlv, 1951, 5.4852 ffj 1960 wurde der 
..SiCherheItsvertrag" in ein "MilJtärbündnis" umgewandelt. 

18) Einen kurzgefaßten überblick über die Fragen eines Friedens­
vertrages mit Deutschland gibt Bittet, Friedensvertrag mit DeutsCh­
lq,nd. Berl1n 1958 (mit Dokumentenanhang). 
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Die Sowjetunion ließ ferner nie einen Zweifel darüber, daß 
sie einen Verhanflungsfrieden und keinen Diktatfrieden an­
strebt; so schlug sie bereits am 3. Dezember 1947 vor1.9): 

"Es versteht sich, daß ein solcher Friedensvertrag unter 
unmittelbarer Beteiligung Deutschlands, vertreten durch eine 
gesamtdeutsche Regierung, ausgearbeitet werden muß." 

Nachdem mit den ehemaligen Verbündeten Hitler-Deutsch­
lands 1947 in Paris Friedensverträge geschlossen waren, 
setzte die Sowjetuni'on in übereinstimmung mit den Forde­
rungen des deutschen Volkes die Frage des Friedensvertrages 
mit Deutschland auf die Tagesordnung der internationalen 
Diskussion. Die Regierungen der Westmächte lehnten ab. Ihre 
Pläne gingen in anderer Richtung: sie wollten Menschen und 
Maschinen der von ihnen besetzten Zonen in die Front gegen 
die Sowjetunion und das sozialistische Lager einbeziehen. 
Darum kam es 1949 zur Bildung eines westdeutschen Separat­
staates. Das yvar der erste und für sie wichtigste Schritt. Der 
nächste Schritt sollte dann die Eingliederung dieses Staates 
mit seinen Anneen in die ebenfalls 1949 gebildete NATO 
sein. 

In dieser Situation legte die Sowjetunion am 10. März 1952 
Leitsätze eines Friedensvertrages mft Deutschland zur Dis­
kussion vor. Im Interesse der Völker Europas und im In­
teresse des deutschen Volke,s selbst sollte das Wiedererstehen 
des deutschen Militarismus verhindert, sollte dem deutschen 
Volk dadurch der Weg zu einer friedlichen und demokrati­
schen Entwicklung geöffnet werden. Die Regierungen der 
Westmächte und Westdeutschlands lehnten wiederum ab. 

Sie lehnten auch den sowjetischen Vo(schlag ab, spätestens 
zum Oktober 1954 eine Friedenskonferenz einzuberufen, an 
der Vertreter Deutschlands, d. h. beider deutscher Staaten, 
teilnehmen sollten. Die westdeutsche Aufrüstung war ihnen 
wichtiger: 1955 wurde Westdeutschland in die NATO aufge­
nbmmen, heute stehen 280 000 westdeutsche Soldaten unter 
Waffen, und in wenigen Jahren werden es 500000 Mann sein, 
die mit den modernsten Kampfmitteln, einschließlich Raketen 
und Kernwaffen, ausgerüstet werden und nach den neu esten 
taktischen und strategischen Gesichtspunkten organisiert sind. 

Am 10. Januar 1959 unterbreitete die Sowjetunion allen in 
Betracht kommenden Regierungen den detailliert ausgear­
beiteten Entwurf eines Friedensvertrages mit Deutschland. 
Dieser Entwurf beherrscht gegenwärtig die Diskussion. Ein 
westlicher Friedensvertragsentwurf besteht nicht. 

Warum tritt die Sowjetunion jetzt erneut mit dem Vor­
schlag auf, einen Friedensvertrag' mit Deutschland abzuschlie­
ßen? Wird dieser Vorschlag nicht ein ähnliches Schicksal er­
leiden wie andere Vorschläge vor ihm? 

19) Florin. Dokumente zur Deutschland-Politik der Sowjetunion, 
Berlin, Bd. I, S. 130. 

JO 

I 

I 
/ 

i 

I 

Das internationale Kräfteverhältnis hat sich in den letzten 
Jahren weiterhin in bedeutendem Umfang zugunsten der 
friedliebenden Kräfte in der Welt verschoben und zu einer 
Isolierung der am Krieg interessierten Kräfte geführt. Walter 
Ulbricht konnte am 15. Januar 1959 auf dem 4. Plenum des 
Zentralkomitees der SED feststellen 20), 

"daß heute schon die Mehrheit der Bevölkerung in West­
deutschland erkannt hat, daß die Atomrüstung das Haupt­
hindernis der Wiedervereinigung ist ... 

Auch breite Kreise der Bourgeoisie in Großbritannien, 
Frankreich und den USA, in Belgien, Holland und Däne­
mark haben erkannt, daß die sture Politik von Adenauer 
und Strauß und ihrer Ritler-Generale der realen Lage und 
dem Kräfteverhältnis widerspricht. Deshalb hat in a11 diesen 
Ländern eine große Diskussion um einen realistischen Weg 
zur Erhaltung des Friedens begonnen." 

In dem Maße, wie die Spannungen in\. den internationalen 
Beziehungen abklingen, wachsen die Möglichkeiten, bisher 
strittige Fragen durch Verhandlungen einer Lösung zuzufüh­
ren. Die Bemühungen der Sowjetunion haben dazu geführt, . 
daß am 16. Mai 1960 die Gipfelkonferenz, eine Konferenz der 
führenden Staatsmänner von Ost und West, zusammentritt; 
dieser Konferenz werden weitere Zusammenkünfte auf höch­
ster Ebene folgen. N. S. Chrustschow betonte am 14. Januar 
1960 vor dem Obersten Sowjet zu den Aussichten der Gipfel­
konferenz21) : 

"Wir sind zutiefst überzeugt, daß bei vernünftiger Be.rück.­
sichtigung der Interessen der Verhandlungspartner, bel.all­
gemeiner Bereitwilligkeit, einander ~ntgegenzukom~e!1' Je~e 
strittige Frage, so scharf sie auch stunde und kompliZIert SIe 
auch wäre, zu gegenseitigem Vorteil und im Intere~se. des 
Friedens geregelt werden kann. Und solcher Fragen, dIe threr 
Lösung harren, gibt es mehr als genug. 

In erster Linie sind zu nennen die Frage ... des Abschlus­
ses eines Friedensvertrages mit Deutschland einschließlich des 
Problems der Schaffung einer Freien Stadt Westberlin ... " 

Die internationale Lage hat sich also in den letzten Jahren 
in einer Richtung entwickelt, die reale Möglichkeiten zum 
Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland bietet. Das 
Wesen des Friedensvertrages wird jedoch verkannt, wenn 
man seinen Abschluß nur unter dem Blickpunkt der juristi­
schen Korrektheit sehen würde: weil ein Krieg ordnungs­
mäßig auch durch einen Friedensvertrag abgeschlossen wer­
den sollte, müßte nun auch endlich ein solcher Vertrag mit 
Deutschland unterzeichnet werden. Eine solche Auffassung 

20) Ulbrlcht, Der Weg zur Sicherung des Friede!ls und zur Erhöhung 
der materiellen und kulturellen Lebensbedingungen des Volkes, 
Berlin 1959, S. 24. 

21) Die Abrilstung - der Weg zur Festigung des Friedens und. der 
FreundsChaft zwisChen den Völken, BerUn 1960, S. 19. 

11 

• 



geht an der Kernfrage genauso vorbei wie jene andere Mei­
nung, die glaubt, daß ein Friedensvertrag mit Deutschland 
nicht mehr notwendig sei, weil es schon 15 Jahre lang ·auch 
ohne Friedensvertrag gegangen sei. Im Gegenteil: eben weil 
seit 15 Jahren kein Friedensvertrag geschlossen wurde, konnte 
sich der deutsdle Militarismus wieder erheben und sich zu 
einer realen Gefahr für den internationalen Frieden und die 
Weltsicherheit entwickeln. 

• \ 

Die Grundfrage der deutschen Nation in \Inserem Jahrhun­
dert ist die Entmachtung des deutschen Militarismus, der nicht 
nur Europa und die Welt zweimal in einer Generation in die 
größten und entsetzlichsten Kriegskatastrophen stürzte, son­
dern zugleich der deutschen Nation den Weg der friedlichen 
und demokratischen Entwicklung versperrte. Seine Zügelung 
ist daher um Deutschlands willen und um des Friedens willen 
dringend geboten. 

Dem sowjetischen Entwurf zufolge soll es Deutschland ge­
stattet sein, eigene nationale Streitkräfte zu besitzen, die für 
die Landesverteidigung erforderlich sind (Art. 26). Offen blei­
ben die Fragen nach der personellen Gesamtstärke, dem Um­
fang der Bewaffnung und Ausrüstung sowie der Ergänzung 
der Streitkräfte durch Freiwillige oder Wehrpflichtige. Diese 
Fragen bedürfen der Konl{retisierung bei den Friedensver­
handlungen. 

Um jedoch die notwendige Zügelung des deutschen Mili­
tarismus zu gewährleisten, werden bei der Aufstellung natio­
naler Streitkräfte folgende personellen, materiellen und ideo­
logischen Forderungen an Deutschland gestelltZ2): 

• personelle Forderungen: für den Dienst in den deutschen 
Streitkräften sind in Art. 27 persönliche Beschränkungen fest­
gelegt worden, wie z. B. ein Dienstverbot für Kriegsverbre­
cher und Nichtdeutsche; 

• materielle Forderungen: in Art. 28 werden bestimmte 
Waffenverbote ausgesprochen, wie z. B. für Kernwaffen, Ra­
keten, Bomber und U-Boote; 

• ideologische Forderungen: in Art. 17 ist das Verbot aller 
militärischen und revanchistischen Bestrebungen festgelegt. 

Die in Art. 5 vorgesehene Bündnisfreiheit bedeutet konkret, 
daß die DDR aus dem Warschauer Vertrag und die Bundes­
republik aus der NATO ausscheidet. Wäre das nicht eine 
wertvolle Grundlage, um endlich zu jener rüstungsbegrenzten 

22.) Zu Einzelheiten der MJl1tärklauseln vgl. ReJntanz, Der sowjetiSChe 
Entwut eJnes FrIedensvertrages mit DeutsChland - eine Waffe im 
Kampf gegen' den wledererstandenen deutschen Militarismus, in: 
Staat und ReCht, Heft 4/1959, S. 452 ff. 
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Zone in Mitteleuropa zu gelangen, wie sie Eden 1955 und Ra­
packi 1957 vorschlug? Im übrigen sieht Art. 5 vor, daß 
Deutschland eine positive Rolle bei der Schaffung eines kol­
lektiven Sicherheitssystems in Europa spielen soll. 

Der Vertragsentwurf sieht die volle Wahrung der Souverä­
nität Deutschlands in den Grenzen. vom 1. Januar 1959 vor 
(Art. B bis 12); die Grenzen Deutschlands werden in überein­
stimmung mit dem Potsdamer Abkommen von 1945 festge­
legt. Es soll ferner keine Flußkommissionen, keine Beschrän­
kung des Luftverkehrs und keine wirtschaftlichen Diskrimi­
nierungen geben, wie sie Versailles noch in reichlichem Maße 
kannte. 

Die Oder-Neiße-Grenze ist endgültig23). Angesichts der 
Opfer, die zwei Weltkriege gekostet haben und die ein dritter 
Weltkrieg zur etwaigen Revision dieser Grenze noch kosten 
würde, muß im Osten Europas Ruhe eintreten. Rückgewin­
nung der vom deutschen Militarismus verspielten Ostgebiete 
wäre gleichbedeutend mit Krieg. 

Das Anschlußverbot (Art. 13), d. h. das Verbot einer wirt­
schaftlichen und politischen Union zwischen Deutschland und 
Österreich, rechtfertigt sich, wenn man rückblickend daran 
denkt, wie der sogenannte "großdeutsche Gedanke" dazu bei­
getragen hat, die Expansion des deutschen Faschismus in den 
Donau-Raum zu fördern. 

Rüstungsverbot, Paktverbot und Anschlußverbot dienen 
in der gegenwärtigen deutschen Situation und im Hinblick 
auf ihre historischen Wurzeln dazu, um zu einer befriedeten 
Welt im Sinne der UNO-Charta durch Bändigung des deut­
schen Militarismus zu kommen. So wie es keine absolute 
Freiheit des Menschen gibt, sondern nur eine Freiheit in der 
Bindung an einen gesellschaftlichen Zweck, so gibt es auch 
keine absolute Souveränität des Staates, sondern nur Sou­
veränität zur Erreichung eines Zweckes - und dieser Zweck 
heißt heute und in Zukunft: Sicherung des Fried~ns in der 
Welt. So gesehen, kann nicht von einer Minderung der Sou­
veränität Deutschlands gesprochen werden, wenn es keine 
unbegrenzte Rüstung haben soll, wenn es sich keinen einsei­
tigen Militärpakten anschließen darf und wenn es mit Öster­
reich nur auf der Basis der gegenseitigen Achtung der Staat­
lichkeit verkehren soll 

Westberlin erhält bis zur Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands und zur Bildung eines einheitlichen deutschen 
Staates die Stellung einer entmilitarisierten Freien Stadt auf 
der Grundlage eines besonders zu vereinbarenden Statuts 
(Art. 2&). Mit dieser Sonderregelung wäre der anomalen Si-

:!3) Zu den historischen, politischen , wirtschaftlichen und juristischen 
Aspekten des Oder-Neiße-Problems vgl. die eingehende Darstel­
lung von Goguel, Polen, DeutSchland und die Oder-Neiße-Grenze, 
BerUn 1959. 
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tuation in Westberlin ein Ende bereitet und die dortige ge­
fährliche Spannung entschärff!4). 

Zu den Vertragsformalien sei noch folgendes bemerkt : Ver­
handlungs- und Vertragspartner sind auf der einen Seite die­
jenigen Staaten, die mit ihren Streitkräften am Krieg gegen 
Deutschland teilgenommen haben 2S), auf der anderen Seite 
die Deutsche Demokratische Republik und die Deutsche Bun­
desrepublik, die gegenwärtig effektiv und rechtlich Deutsch­
land repräsentieren; sollte es bis zum Abschluß eines Frie­
densvertrages zur Bildung einer deutschen Konföderation 
kommen, so tritt deren Unterschrift ebenfalls unter den Ver­
trag. 

• 
Bei der Erörterung eines Friedensvertrages geht es um eine 

Frage von größter nationaler Bedeutung. Die Kluft zwischen 
den beiden deutschen Staaten darf nicht durch die west­
deutsche Aufrüstung vergrößert werden. Der Gedanke der 
Konföderation gewinnt im Zusammenhang mit der Diskussion 
um einen Friedensvertrag mit Deutschland in der nationalen 
und internationalen Politik an Boden. Der Bonner Stand~ 
punkt von der "nichtexistenten DDR" wird immer unhalt­
barer. 

Der sowjetische Entwurf will eine Verhandlungsgrundlage 
sein und ist daher modifizierbar. Das setzt voraus, daß wirk­
lich verhandelt wird. Es wird dem deutschen Volk ein 
schlechter Dienst erwiesen, wenn in Bonn der Entwurf in 
Bausch und Bogen abgelehnt wird, ohne daß ein anderer 
Entwurf vorgelegt würde, wenn das Schreckgespenst des 
Kommunismus beschworen oder von einem "Super-Versailles" 
gesprochen wird. Es sind schon einmal von Bonn die Chancen 
zur deutschen Wiedervereinigung verpaßt worden: 1952 und 
1954. Möge Bonn nicht zum dritten mal schuldig werden! 

Der Friedensvertrag mit Deutschland ist angesichts seiner 
vom wiedererstandenen deutschen Imperialismus und Mili­
tarismus verursachten Spaltung in zwei deutsche Staaten von 
größter nationaler Bedeutung. Friedensvertragsverhandlungen 
und Friedensschluß mit Deutschland, d. h. gemeinsam mit 
beiden deutschen Staaten, sind ein erster Schritt zur Wieder­
vereinigung. Wenn Bundestagspräsident Gerstenmaier 1958 
davon sprach, daß Friedensvertragsgespräche Wiedervereini-

14) Zur kurzen Einführung in die Probleme Westberlins vgl. Reintanz, 
"Hefte aus Burgscheidungen", Heft 11/12; ferner: Martin, Brenn­
punkt Berlin, BerUn 1959; Steiniger u. a., Westberlin - eIn Hand­
buch zur Westberlin-Frage, Berlin 1959. 

2S) Sie werden herkömmlich "Verbündete und Vereinte Mächte" ge­
nannt, wobei als "Verbündete Mächte" die Großmächte zu ver­
stehen sind, die dIe Hauptlast des Kampfes trugen. Insgesam,t 
nennt die Präambel 29 Staaten, die gegen Deutschland kämpften. 
Die Zahl der an Deutschland gerIChteten Kriegserklärungen war 
wesentlich höher - über 40 -, doch beteiligten sich nicht alle im 
Kriege mit Deutschland befindlichen Staaten mit ihren Streit­
kräften am Kriege. 
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gungsgespräche sein müssen, so ist ihm unbedingt beizu­
stimmen, und es ist nur zu bedauern, daß er jetzt, da ein 
Friedensvertragsentwurf zur Diskussion gestellt worden ist, 
diese Seite nicht mehr sehen will. Die Unterschriften von 
Vertretern beider deutscher Staaten unter einen Friedensver­
trag verpflichten beide deutsche Staaten zur Erfüllung der 
gleichen Aufgaben. Ein gemeinsamer Friedensvertrag ist da­
her eine Klammer zwischen bei den deutschen Staaten und 
begünstigt den Prozeß ihrer Annäherung. 

Art. 22 und 23 des Vertragsentwurfs beschäftigen sich mit 
der Wiederherstellung der deutschen Einheit und bestimmen, 
daß einmal die Alliierten alles zu tun haben, um die Annähe­
rung und Verständigung beider deutscher Staaten zu unter­
stützen, und daß zum anderen die ßeidE!O deutschen Staaten 
auf die Gewaltlösung der deutschen Frage verzichten. Es un­
terliegt keinem Zwei.fel, daß nur auf diese Weise Fortschritte 
in Richtung auf die Wiedervereinigung erzielt werden kön­
nen. Spekulationen auf freie Wahlen als Methode der Wieder­
vereinigung sind ebenso irreal wie alle Versuche einer ge­
waltsamen "Befreiung" der DDR nach dem Muster Hitlerscher 
"Blitzkriege" oder der Inszenierung eines "Buschfeuer-Krie­
ges" gegen unseren Staat. 

• 
Wollen wir die eingangs gestellte Frage "Warum Friedens­

vertrag mit Deutschland?" beantworten, so kann die Antwort 
nach dem Dargelegten nur lauten: Weil der schlimmste Feind 
des deutschen Volkes und der Völker Europas, der wiederer­
standene deutsche Militarismus, gebändigt werden muß, und 
weil nur auf diesem Wege Aussicht besteht, in der Frage der 
deut.c;;chen Wiedervereinigung voranzukommen. ..... 

Die Bändigung des deutschen Militarismus muß einhergehen 
mit der Schaffung friedlicher, parlamentarisch-demokratischer 
Verhältnisse in der Bundesrepublik; nur so wird der Prozeß 
der nationalen Wiedergeburt Deutschlands eingeleitet und 
über eine Konföderation beider deutscher Staaten schrittweise 
verwirklicht. 

Den Volksrnassen als den aktiven Kräften der historischen 
Entwicklung fällt in beiden deutschen Staaten die Aufgabe 
zu, diesen Prozeß voranzutreibefl. In der DDR arbeiten die 
Volksrnassen, befreit von wirtschaftlicher, politischer und 
geistiger Unterdrückung, befreit von Imperialisten und Mili­
taristen, an der Erfüllung ihres Siebenjahrplans und an der 
Stärkung ihres sozialistischen Staates; sie stellen damit der 
Kriegspolitik der Ad~nauer-Regierung die Arbeit für soziale 
Sicherheit und wachsenden Wohlstand entgegen. Ihre Arbeit 
wird mehr und mehr zum Kraftquell aller Demokraten in 
Westdeutschland im Kampf um die Bändigung des Militaris­
mus und um die Schaffung friedlicher, parlamentarisch-de­
mokratischer Verhältnisse. In diesem Kampf wird der Sieg 
den demokratischen Kräften gehören! 
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Die Bedeutung 
des Abschlusses eines Friedensvertrages 

für die Wiederherstellung der Einheit Deutsch lands 

Von Heinz Büttner 

1. Die Zwrückdrängung und Bändigung des westdeutschen 
Imperialismus und Militarismus steht auf der Tagesordnung 

Eine genaue Beobachtung und exakte Analyse der gesamten 
Entwicklung Westdeutschlands in den letzten fünf Jahren 
führt zu der Erkenntnis, daß die westdeutschen Monopole ihre 
lange gehegten und geplanten Aggressions- und Eroberungs­
absichten nun durch die Vorbereitung eines atomaren Krieges 
zu verwirklichen trachten. 'Innerhalb der Montan-Union, der 
NATO und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft festig­
ten sie auf "kaltem" Wege ihre VorhelTschaft in Westeuopa 
so weit, daß sie nun immer unverhüllter darangehen zu kön­
nen glauben, das nächste Ziel, die Erobelung der Deutschen 
Demokratischen Republik ins Auge zu fassen. Das bedeutet 
das Sti'eben nach Zurück~rlangung der alten Machtpositionen 
in ganz Deutschland und schließlich die "Vorverlegung" der 
Grenze des "Abendlandes" von dort aus "bis zum Ural". 

Unter der Duldung und mit Unterstützung des USA-Mono­
polkapitals, ausgerüstet mit atomaren Waffen, beabsichtigen 
die revanchistischen Kräfte des Bonner Staates, ihre wahn­
sinnigen, jedod1 angesichts der politischen, morali~en und 
militärischen Stärke des sozialistischen Lagers aUSSichtslosen 
Pläne eines atomaren Krieges in die Tat umzusetzen. Von der 
Vorbereitung dieser Ziele geben die in ihrer Gefähr1ichk~it 
keinesfalls zu unterschätzenden Blitzkriegsabsichten Zeugms; 
sie sind in ganz besonderer Weise durch das in unmittelbarer 
Nähe der Staatsgrenze unserer Republik im Februar 1960 
durchgeführte Manöver "Winterschild", die bisher größte ge­
meinsame übung der Bonner Bundeswehr und der USA-Be­
satzungstruppen offenbar geworden. Dieses Manöver zeigte 
neben den frühel~en übungen und bekannten P länen (z. B.'"Side 
step") mit grauenhafter Deutlichkeit, daß der Bundes:vehr 
heute die gleiche Aufgabe gestellt wird wie einst der Hltle.r­
Wehrmacht nämlich - nach dem Vorbild des Einmarsches 10 

die CSR ~d Österreich und später des überfalls auf Polen, 
Belgien, Holland, Frankreich, Dänemark, Norwe?en und 
schließlich auf die UdSSR - die Deutsche Demokratische Re­
publik gewaltsam einzuverleiben und die sozi~sti~chen L~n­
der vornehmlich die CSR und Polen, erneut m emen KrIeg 
hin~inzllziehen. 

Ein "Blitzkrieg in verbesserter Auflage" wurd~ el'probt! 
Und das alles geschieht, während den Volksmassen Ihr Selbst-
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bestimmungsrecht vorenthalten, ilmen die Entscheidung über 
die sie zutiefst berührenden Fragen, über Leben und Tod, 
verweigert wird! - Während bestimmte Kreise in den NATO­
Ländern seit dem Besuch des sowjetischen Ministerpräsiden­
ten N. S. Chrustschow in den USA und in Frankreich ,mehr 
oder weniger geneigt sind, auf der im Mai 1960 in Paris be­
ginnenden Gipfelkonferenz ernsthaft über eine weitere Ent­
spannung zu verhandeln und Kompromisse in den Fragen 
der Abrüstung, des Verbots der Kernwaffenversuche, des 
Westberlin-Problems Wld des Friedensvertrages mit Deutsch­
land einzugehen, belasten die Bonner Machthaber die Atmo­
sphäre der beginnenden Annäherung der Standpunkte mit 
ihren wahnwitzigen aggressiven Plänen. Diese aggressiven 
Pläne Bonns erschweren überdies die vom deutschen Volk 
ersehnte und erstrebte friedliche und demokratische Wieder­
vereinigung des Vaterlandes, die Bildung eines friedliebenden, 
demokratischen und unabhängigen deutschen Nationalstaates. 

In jüngster Zeit werden die Gegensätze und Widerspruche 
zwischen den monopolistischen Kräften der einzelnen imperia­
listischen Länder und den Volksmassen immer mehr offen­
bar. Der Widerstand der Völker der imperialistischen Länder 
nimmt ständig an Stärke zu und ..... gewinnt immer mehr Ein­
fluß auf die Haltung und die Entscheidungen der führenden 
Politiker dieser Länder; das führte schließlich zu deren Be­
reitwilligkeit zu Verhandlungen auf höchster Ebene über die 
nicht mehr von der Tagesordnung abzusetzenden Existenz­
fragen der Menschheit. Hinzu kQmmt, daß in Großbritannien, 
in Frankreich und sogar in c!len USA bis in Regierungskreise 
hinein die Erkenntnis immer mehr Platz greift, daß die Bon­
ner Militaristen und Antisemiten, bisher von ihnen zum "kal­
ten Krieg" er;muntert, nunmehr auch ohne den Rückhalt ihrer 
Bundesgenossen die Welt in Brand zu stecken bereit sind. 
Äußerungen führender Politiker dieser Länder zeugen von 
einer tiefen Besorgnis um das Schicksal der Menschheit und 
insbesondere der eigenen Völker, die ja - außer den USA -
die Gefährlichkeit des deutschen Imperialismus und Militaris­
mus bereits am eigenen Leibe erfahren haben. 

Aber eine weitere, nicht zu unterschätzende Kraft steht in 
Westdeui$cbland selbst den Plänen der Militaristen entgegen. 
Der geplante, bis in alle Einzelheiten vorbereitete Krieg, der 
übergang vom "kalten" zum "heißen" Krieg kann von den 
westdeutschen Monopolherren, Revand1epolitikern und Mili­
taristen nicht allein dW'chgeführt werden. Dafür werden die 
Arbeiter, die Bauern und clie übrigen Werktätigen gebraucht; 
sie sind dazu ausersehen, für jene den erstrebten Maximal­
profit mit dem Tode zu bezahlen. Die Anstrengungen der 
westdeutschen monopolkapitalitisch-klerikalen K reise zeugen 
davon, daß sie alles daransetzen, die Arbeiter, die Bauern und 
die übrigen Werktätigen in die Front der Kriegsvorbereitun-
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gen einzubeziehen. Mit Hilfe der rechten SPD-Fühl'er und be­
stimmter klerikaler Kräfte versuchen die Militaristen und 
Revanchisten, ihre Pläne als "notwendig" und "gerecht" dar­
zustellen. 

Jedoch ist heute ihr Bemühen aussichtslos. Sie werden nicht 
nom einmal jene Stärke en"eichen, welche die Garantie da­
für bietet, daß die Massen blindlings den Vorspiegelungen 
der imperialistischen Machthaber glauben und ihren Befeh­
len gehorchen. Auch in Westdeutschland zeigt sich der Reife-

~prozeß der Volksmassen immer deutlicher. Die Front der 
~räfte, die einen solchen Weg verabscheuen, verurteilen und 

in Aktionen dagegen Stellung beziehen, ist immer breiter und 
fester geworden. Den Massen der westdeutschen Bevölkerung 
wird ihre zunehmende Unterdrückung und Ausbeutung be­
wußt. Sie erfahren und erkennen immer drückender den Zu­
sammenbruch des westdeutschen "Wirtschaftswunders", die 
Hintergründe für das Wachsen der Kohle-, Stahl-, Textil- und 
Sdüffs-"Halden", die in der geplanten Notstandsgesetzgebung 
ihren vorläufigen Gipfelpunkt erreichende politische Entrech­
tung und besonders die Gefahr für die physische Existenz, 
die durch die atomare Kriegsvorbereitung heraufzieht. Die Er­
fahrungen, die die Volksmassen in dieser Hinsicht mit dem 
Adenauer-Regime gemacht haben, befähigen sie, den Kampf 
gegen die atomare Kriegsvorbel'eitung, gegen die Krisen­
politik, für eine wirtschaftlich sichere Existenz und für eine 
friedliche Zukunft zu führen. Die KPD stellt trotz ihrer Ille­
galität einen entscheidenden Faktor in diesem Abwehrkampf 
dar; sie wird zum Lehrer der Volksrnassen, zum Förderer des 
erwähnten Erkenntnisprozesses und zum Vorkämpfer für die 
Durchsetzung der nationalen, demokratischen und sozialen 
Rechte und Interessen des Volkes. 

Die Front der friedliebenden und demokratischen Kräfte 
erst.reckt sich von der Arbeiterschaft bis hinein in das natio­
nal gesinnte Bürgertum und e11aßt auch beachtliche Teile der 
christlich gebundenen Bevölkerung. Die Tarnung der unheil­
vollen Pläne mit der Parole von der "Rettung des christlichen 
Abendlandes" wird von namhaften Christen immer mehl' 
durchschaut und angeprangert. Die Erkenntnis, daß mit dieser 
unhaltbaren Parole die Klasseninteressen der Monopol­
bourgeoisie verdeckt und verschleiert werden sollen, wächst 
stäridig. Auch die Tatsache, daß die Synode der EKD noch 
immer keine eindeutige Verurteilung der Atomrüstung West­
deutschlands vornahm, ruft die Christen in ganz Deutschland 
auf den Plan. Führende Kräfte in der EKD dagegen beschrei­
ten den Weg der psychologischen Unterstützung der Angriffs­
pläne, den Unionsfr~nd Gerald Götting im Hinblick auf die 
Militärseelsorge in semem Artikel "Den Blitzkriegern Paroli 
bieten" ("Neue Zeit" Nr.68/60 vom 20.3.60) wie folgt charak-
terisierte: . 
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"Seit der Schaffung der Militärseelsorge - in bei den Kir­
chen - ist eine Entwicklung zu beobachten, die man be­
schreiben muß: Von der Bildung einer - vom zivilen Bereich 
abgesonderten - Militärkirche zur Militarisierung der zivilen 
Bereiche der Gesamtkirche ... 

Die Hauptvorstandssitzung unserer Partei am 21. und 
22. März 1960 in Magdeburg vergegenwärtigte die außer­
ordentliche Gefahr, die durch die Politik des klerikal-militari­
stischen Bonner Obrigkeitsstaates heraufbeschworen wird. Sie 
zeigte mit aller Deutlichkeit die Notwendigkeit, die Pläne der 
westdeutschen Militaristen vor der Weltöffentlichkeit aufzu­
decken. Die schonungslose Entlarvung des westdeutschen Mili­
tarismus ist der erste Schritt zu seiner Bändigung und Zu­
l'Ückdrängung. 

Die friedliche Politik der im sozialistischen Lager vereinten 
Länder und insbesondere die immer offensichtlicher werdende 
Stärke der Deutschen Demolu"atischen Republik stellt eine 
wesentliche Hilfe und einen entscheidenden Faktor für den 
Kampf der gegen das Bonner Regime angetretenen Kräfte dar. 

Die Volksbewegung gegen den Atomtod ist längst aus dem 
Stadium der Protestkundgebungen Wld Appelle herausgetreten. 
Die Arbeiter sind im Bündnis mit den anderen demokrati­
schen Kräften längst zu politischen Demonstrationen und 
politischen Streiks übergegangen; das zeigten z. B. die Kampf­
demonstrationen der 80000 Ruhrkumpel am 25. Januar 1959 
in Bochum, der Warnstreik der 630000 DortmWlder Werk­
tätigen gegen die Stationierung von Raketenbasen am 6. Fe­
bruar 1959 und der Beschluß det" Belegschaft und des Be­
triebsrates der Gußstahlwerke AG Gelsenkirchen, keine 
Rüstungsaufträge auszuführen. über 90 % der in Volksab­
stimmungen innerhalb von Betrieben, Städten und Dörfern 
Befragten haben sich gegen die Atomaufrüstung ausgespro­
chen. In den häufig durchgeführten gesamtdeutschen Konfe­
renzen von Arbeitern und Funktionären des DGB und FDGB 
steht die Frage des Kampfes gegen den wiedererstandenen 
Imperialismus und Militarismus im Mittelpunkt der Ausein­
andersetzungen. 

Die führende gesellschaftliche Kraft bei der Bändigung und 
Zurückdrängung des westdeutschen Militarismus, nämlich die 
Arbeiterklasse, auch die sich gegen die verräterische Haltung 
ihrer rechten Führung auflehnenden SPD- und DGB-Mitglie­
der, im Bündnis mit allen fortschrittlichen und demokrati­
schen Kräften - so die Kriegsdienstgegner, die Bewegung des 
Jahrganges 1922, die Mitglieder des Bundes der Deutschen, 
des Kreises um den Grafen von Westphalen, all die, die die 
Abberufung Obedändel's fordern, usw. - bewährt sich bereits 
in der Volksbewegung gegen den Atomtod. Sie kann und wil'd 
die Widerspruche in Westdeutschland mit der Unterstützung 
der gesellschaftlichen Kräfte der Deutschen Demokratischen 
Republik im Interesse des Volkes lösen. 

19 



Alle diese Tatsachen verdeutlichen, daß ~nfolge der Ver­
schärfung dei' Widersprüche einerseits, in folge der wachsen­
den Bewußtheit der Massen andererseits die Grenzen der 
Macht der westdeutschen Imperialisten immer enger werden. 
Die gesellschaftlichen Entwicklungsgesetze gelangen immer 
stärker zur Wirksamkeit. Es wird die Tatsache offensichtlich, 
daß die Massen nicht nur nicht gewillt sind, für die Interes­
sen des Monopolkapitals in den Krieg zu ziehen, sondern nun 
auch bewußt die Zurückdrängung und Bändigung des Im­
perialismus und Militarismus, die Lösung des Grundwider­
spruchs in Deutschland auf die Tagesordnung ihres Kampfes 
setzen. 

2. Abschluß eines Friedensvertr ages - erster Schritt zur fried­
lichen und demokratischen Wiedervereinigung Deutschlands 

So offenbcu: und unverrückbar feststehend die Tatsache ist, 
daß die Deutschen selbst die Bändigung des westdeutschen 
Militarismus und die friedliche und demokratische Wieder­
vereinigung des Vaterlandes auf der drundlage der Aktions­
einheit der Arbeiterklasse und der übrigen demokratischen 

. Kräfte und gestützt auf die staatliche Basis der Deutschen 
Demokratischen Republik bewerkstelligen müssen, so sehr 
würde der Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland 
den Kampf der Friedenskräfte auch 'ln Westdeutschland för­
dern. Der Abschluß eines Friedensvertrages würde den fried­
liebenden Kräften in ihrem nationalen Kampf um die Zu­
rückdrängung des Militalismus helfen und wesentliche Ga­
rantien für Frieden und Sicherheit in Europa sowie schließ­
lich für ein einheitliches, friedliebendes und demokratisches 
Deutschland schaffen. 

Je länger mit dem Abschluß dieses Friedensvertrages ge­
zögert wird, desto größer werden die Gefahren, die aus der 
atomaren Aufrüstung in Westdeutsch land erwachsen, und 
desto tiefer wird der Graben, der die beiden deutschen Staaten 
trennt. Die Forderung nach der Vorbereitung eines Friedens­
vertrages, die Forderung nach gemeinsamer Beratung von 
Vertretern beider deutscher Staaten, um einen gemeinsamen 
deutschen Standpunkt zum Fliedensvertrag zu erarbeiten) 
wird angesichts der vorstehend geschilderten gefahrvollen 
Entwicklung ständig vernehmlicher und dringender. Für Ver­
handlungen sowohl der Deutschen untereinander als auch 
der Mächte der ehemaligen Antihitler-Koalition mit Vertre­
tern beider deutscher Staaten wird es höchste Zeit. Die euro­
päischen Völker einschließlich des deutschen Volkes erwarten 
von der Gipfelkonferenz in Paris erste Schritte auf dem Wege 
zum Abschluß eines Friedensvertrages. 

Die Verhandlungen über den Abschluß eines Friedensver­
trages mit Deutschland müssen von einer real istischen Ein­
schätzung der internationalen Lage ausgehen. Die internatio-

20 

nale Situation ist gekennzeichnet durch die Tatsache, daß die 
sozialistischen Staaten immer stärker und erfolgreicher die 
Politik des Friedens, des friedlichen ökonomischen Wettbe- ' 
werbs zwischen den kapitalistischen und den sozialistischen 
Ländern durchsetzten. Das Gesetz des Handelns liegt offen­
sichtlich bei ihnen. Neben der Ftiedenssehnsucht der Völker 
des imperialistischen Lagers wirkt die wachsende politische, 
ökonomische, moralische und militärische überlegenheit des 
sozialistischen Weltsystems so auf die führenden Politiker 
der westlichen Länder, daß sich auch bei ihnen eine gewisse 
Bereitschaft zur Entspannung, zu bestimmten Kompromissen, 
zunächst in Teilfragen, bemerkbar macht. Andererseits darf 
bei den künftigen Verhandlungen über den Abschluß eines 
Friedensvertrages nicht die vom klerikal-militaristischen Bon­
ner Obrigkeitsstaat für alle Völker, einschließlich des deut­
schen Volkes, ausgehende Gefahr außer acht gelassen, unter­
schätzt, bagatellisiert oder gar negiert werden. 

• Der Friedensvertrag muß, wenn er ein wirklicher Friedens­
vertrag sein soll, den Abzug aller ausländischen Truppen aus 
Deutschland, die Beseitigung aller ausländischen Militärstütz­
punkte auf deutschem Boden und die Aufhebung des Besat­
zungsregimes in Westberlin zur Folge haben. 

• Ein Friedensvertrag muß Bestimmungen enthalten, die den 
westdeutschen Militarismus ausschalten, in ganz Deutschland 
das Wiedererstehen faschistischer und revanchistischer Par­
teien und Organisationen, jede Kriegspropaganda und revan­
chistische Hetze gegen andere Völker verbieten. 

• Der Friedensvertrag muß zu einer weitgehenden Entspan­
nung im Herzen Europas führen, eine feste Garantie für die 
Sicherheit in Europa bieten und zugleich dem deutschen Volk 
die Perspektive einer friedlichen und gesicherten Zukun,ft als 
geachtetes Mitglied der Völkergemeinschaft geben. 

• Der Friedensvertrag muß ganz Deutschland frei von Kern­
waffen machen und das deutsche Volk von dem Alpdruck be­
freien, in das Chaos eines Atomkrieges gestürzt zu werden. 

• Mit einem Friedensvertrag wäre auch das deutsche Volk in 
seiner Gesamtheit in die Lage versetzt, seine Souveränitäts­
rechte uneingeschränkt auszuüben. 

• Ein Friedensvertrag muß einen Schlußstrich unter alle. Re­
parationsforderungen setzen, Deutschland durch die Beschrän­
kung seiner nationalen Streitkräfte von unerträglichen 
Rüstungsausgaben befreien und die ungehinderte Entwick­
lung seiner Friedenswirtschaft dw'Ch freie wirtschaftliche Be­
ziehungen sowohl zu den Staaten des kapitalistischen als auch 
zu denen des sozialistischen Weltmarktes sichern. 
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• Ein solcher Friedensvertrag aber wäre auch die erste Klam- . 
mel' für das gespaltene Deutschland, das zusammenhaltende 
Band. Es würde die ersten, aber entscheidenden Voraussetzun­
gen für eine baldige Wiedervereinigung zu einem friedlieben­
den, demokratischen und unabhängigen Deutschland, zur Er­
richtung eines einheitlichen deutschen Nationalstaates schaf­
fen. Schon die Teilnahme von Vertretern beider deutscher 
Staaten an der Vorbereitung und Ausarbeitung des Friedens­
vertrages würde den Beginn der Annäherung und Verstän­
digung darstellen. 

Die Bundesrepublik wäre durch den Abschluß eines Frie­
densvertrages, der den oben angeführten Forderungen ent­
spricht, veraniaßt, nun auch ihrerseits solche politischen 
Grundsätze zu verwirklichen, die den Bestimmungen des 
Potsdamer Abkommens entsprechen: Beseitigung des Milita­
rismus auf allen Gebieten, Demokratisierung des gesamten 
öffentlichen Lebens, Entfernung aller mehr als nominell in 
der NSDAP und ihren Gliederungen tätig gewesenen und 
heute wieder in führenden Stellungeh befindlichen Personen, 
Zula.c:;sung und Förderung aller demokratischen politischen 
Parteien, Aufhebung des Verbots der KPD. - Die Entwick­
lung in der Deutschen Demokratischen REtl)ublik böte dafür 
das geeignete Vorbild, das beste Beispiel, weil auf ihrem Bo­
den bereits das zukünftige Gesamtdeutschland repräsentiert 
wird, weil die Politik der DDR im Gegensatz zu der der 
Bundesrepublik seit jeher eine antifaschistische und anti­
imperialistische und deshalb eine nationale ist. 

Ein Friedensvertrag würde also die z. Z. bestehenden Hin­
dernisse für die Bildung einer Konföderation, eilles Staaten­
bundes, der übergangslö.sung zur endgültigen Wiedervereini­
gung, hinwegräumen. Wenn sich überdies die Siegermächte 
im Friedensvertrag verpflichten, das Recht des deutschen Vol­
kes auf Errichtung eines einheitlichen Nationalstaates anzu­
erkennen und die Deutschen in ihren diesbezüglichen Bemü­
hungen zu unterstützen, und die heiden deutschen Staaten 
sich verpflichten, dieses Ziel nur durch Verständigung und 
nicht durch Gewalt zu erreichen, dann ist der Weg frei für ein 
sicheres, zukunftsfrohes, glücklicheres Leben des deutschen 
Volkes und seinel' Nachbarvölker. 

Der Abschluß eines Friedensvertrages mit den heiden deut­
schen Staaten würde also nicht, wie von bestimmten 
Kreisen Westdeutschlands behauptet wird, die Spaltung vel'­
tiefen, sondern die so notwendige nationale Politik des Frie­
dens und der Demokratie durchsetzen helfen. Ein solcher 
Friedensvertrag würde der Aufgabe gerecht werden, einen 
Schlußstlich unter den letzten Krieg zu ziehen und eine Bar­
riere gegen einen neuen Kdeg zu errichten. Der Abschluß 
eines Friedensvertrages mit Deutschland bahnt den kürzesten 
Weg zur friedlichen Lösung der deutschen Frage, eben weil 
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damit die notwendigen Voraussetzungen und Bedingungen für 
die Ausschaltung der militaristischen und nazistischen. Kräfte 
in Westdeutschland, für die Annäherung der beiden deutschen 
Staaten, für die Entspannung in Europa, für die Erfüllung des 
berechtigten Sicherheitsverlangens der übrigen europäischen 
Völker geschaffen werden und der Weg für die Bildung einer 
Konföderation der beiden deutschen Staaten freigemacht wird. 

Das ist aber auch der ein z i g e Weg zur Sicherung des 
Friedens sowie zur demokratischen und friedlichen Wieder­
vereinigung. Der aus sehr durchsichtigem und vordergründi­
gem Anlaß von gewissen westdeutschen Politikern immer 
wieder vorgebrachte Ruf nach sogenannten "freien Wahlen" 
geht angesichts der gesellschaftlichen und politischen Ent­
wicklung Westdeutschlands bewußt am Kern des Deutsch­
landproblems vorbei. Erst nachdem auch in Westdeutschland 
die bürgerlich-demokratische Revolution zu Ende geführt und 
eine parlamentarisch-demokratische Ordnung hergestellt ist, 
sind freie Wahlen in ganz Deutschland - gleichsam als Ab­
schluß des Prozesses der Annäherung und Vereinigung beider 
deutscher Staaten - möglich. Die Bonner Konzeption der 
"Befreiung" dagegen, die sich hinter dem Geschrei von "freien 
Wahlen" verbirgt, führt zur Vernichtung des deutschen Vol­
kes, zu Krieg, Not, Elend und Verwüstung. 

Aus a11 dem bisher Dargelegten ist ersichtlich, daß die 
Sicherung des Friedens zum Hauptinhalt der Deutschland­
frage geworden ist. Alle anderen Fragen müssen dem ~iel d~r 
Sicherung Q.-es Friedens untergeordnet werde~; das helß.t In:1t 
anderen Worten daß die Deutschlandfrage emgebettet 1st lU 

die Frage des Friedens. Die deutschen Militaristen wer~en 
gebändigt und der Abschluß eines Friedensvertrages wlrd 
erzwungen durch die Aktionsgemeinschaft alle~ deutschen 
Patrioten in Ost und West. Zusammengefaßt helßt das, daß 
alle Bürger in Deutschland erkennen müssen: 

1. Die Wiedervereinigung ist ein unveräußerliches Recht der 
deutschen Nation; 

2. sie ist die Sache der Deutschen selbst; 

3. sie kann niemals durch gewaltsame Angliederung des ande­
ren deutschen Staates erfolgen, sondern nur durch Ver­
handlungen und Verständigung mit dem Ziel der allmäh­
lichen Annäherung der beiden deutschen Staaten; 

4. sie muß für alle Zeiten Deutschland und seinen Nachbarn 
Frieden und Sicherheit geben und deshalb auch in West­
deutschland friedliche, antüaschistische und demokratische 
Verhältnisse herstellen; 

5. sie muß die demokratischen und sozialistischen Errungen­
schaften unserer Werktätigen unangetastet lassen; 
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6. der westdeutsche Militarismus und Klerikalfaschismus, die 
westdeutsche Atomrustung im Zeichen der "Blitzkriegs-" 
Politik und der NATO sind das Haupthindernis auf dem 
Wege Zur Wiedervereinigung. 

Die Entschließung des 9. Parteitages der CDU beginnt daher 
mit der grundlegenden Erkenntnis: "Den Frieden erhalten. 
den Ausbruch eines neuen, vernichtenden Weltkrieges ver­
hüten, die Zukunft und das Glück der Menschen gewähr­
leisten - das ist das zentrale Problem der Gegenwart." 

Von der gleichen Voraussetzung geht der "Deutschland­
plan des Volkes" aus, den das Zentralkomitee der Sozialis.ti­
schen Einheitspartei zu Ostern 1960 in einem offenen BrIef 
der deutschen Arbeiterklasse und mit ihr allen friedliebenden, 
nationalbewußten Deutschen unterbreitet hat. Als erste Maß­
nahmen der schrittweisen Annäherung und Verständigung 
zwischen den heiden Staaten, die Inhalt eines nationalen 
Kompromisses sein müßten und dem Ziel der Rettung unserer 
Nation und der Wiedervereinigung unseres Landes zu einem 
friedliebendaJ., demokratischen Staat auf dem Wege über die 
deutsche Konföderation dienen würden, sieht dieser Plan 
u. a. Verhandlungen über folgende Fragen vor: 

• Verzicht beider deutscher Staaten auf Gewaltanwendung, 

• Verzicht auf Atomrüstung und Anlage von Raketenbasen, 

• Rüstungsstop und Verständigung über die Abrüstung, 

• gemeinsames Eintreten für eine allgemeine. und voll­
ständige Abrüstung, 

• Verständigung über einen gemeinsamen Standpunkt bei 
den Verhandlungen über die Vorbereitung des Friedens­
vertrages mit Deutschland,. 

• wirtschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit zwischen 
beiden deutschen Staaten. 

In einer Volksabstimmung soll der Bevölkerung in beiden 
deutschen Staaten Gelegenheit gegeben werden, sich für den 
Verzicht auf die atomare Rüstung und für die vollständige 
Abrüstung in beiden deutschen Staaten zu erklären. Der enge 
ursächliche Zusammenhang zwischen der Lösung dieser ent­
scheidenden Lebensprobleme unserse Volkes, der internatio­
nalen Entspannung und dem Abschluß eines Friedensvertra­
ges mit Deutschland liegt auf der Hand. 

3. Der sowjetische Entwurf eines Friedensvertrages - eine 
wesentliche Hilfe für die friedliche Lösung der deutschen Frage 

Untersuchen wir nun, ob und inwieweit der Entwurf der 
Regierung der UdSSR für einen Friedensvertrag mit Deutsch­
land vom 10. Januar 1959 den im vorstehenden Abschnitt 
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aufgeführten Forderungen und Notwendigkeiten gerecht wird. 
Dabei wollen wir uns auf die Artikel 22 bis 25 (Bestimmun­
gen, die sich auf die Wiederherstellung der Einheit Deutsch­
lands beziehen), 26 bis 31 (Militärische Bestimmungen), 14 
und 15 (Grundrechte und Grundfreiheiten des Menschen) 
und 16 bis 18 (Politische Parteien und andere Organisationen) 
beschränken. 

Zunächst zu den "B es tim m u n gen, die s ich auf 
die Einheit Deutschlands beziehen": 

Die in den Artikeln 22 bis 25 vorgesehenen Bestimmungen 
des Entwurfs für einen Friedensvertrag mit Deutschland las­
sen eindeutig erkennen, daß der Friedensvertrag zwischen 
den Mächten der ehemaligen Antihitler-Koalition und 
Deutschland nicht die Aufgabe und Zielsetzung haben soll, 
von sich aus die Frage der Errichtung eines einheitlichen 
deutschen Nationalstaates zu lösen. Vielmehr enthält der 
Entwurf in den angeführten Artikeln solche Bestimmungen, 
die sich aus den allgemeinen völkerrechtlichen Prinzipien und 
aus dem Potsdamer Abkommen ergeben, nämlich Bestim­
m,ungen des Inhalts, die Schaffung eines einheitlichen, fried­
liebenden und demokratischen deutschen Staates zu fördern, 
also" die erforderlichen äußeren Voraussetzungen für die Er­
leichterung des Weges zur Wiedervereinigung zu schaffen. 
Mit anderen Worten heißt das, daß die Grundlage für diese 
Bestimmungen solche Grundsätze sein müssen, wie sie wäh­
rend und nach dem zweiten Weltkrieg zwischen den Alliier­
ten in den Dokumenten von Teheran, J alta und Potsdam 
vereinbart wurden, Die Verwirklichung dieser Grundsätze 
muß das Ziel verfolgen, Deutschland wieder als gleichberech­
tigtes Glied in die Völkergemeinschaft aufzunehmen. 

Die Präambel des Potsdamer Abkommen besagt ausdrück­
lich: 

Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk 
ztl.' vernichten oder zu versklaven. Die Alliierten wollen dem 
deutschen Volk die Möglichkeit geben, sich darauf vorzube­
reiten sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen _ 
Grundlage von neuem wieder aufzubauen. Wenn die eigenen 
Anstrengungen des deutschen Volk<7s unablässig ~uf die .Er­
reichung . dieses Zieles .gerichtet sem werden, WIrd es l~m 
möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freIen 
und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen." 

Damit ist das Recht des deutschen Volkes auf nationale 
Selbstbestimmung und auf einen unabhängigen, demokrati­
schen und friedliebenden einheitlichen Staat verbürgt wor­
den. Der Artikel 22 des Entwurfs bestätigt erneut dieses 
Recht des deutschen Volkes auf Wiederherstellung seiner staat­
lichen Einheit. 

Die Versuche imperialistischer Politiker, den Bestimmungen 
der Abkommen von Jalta und Potsdam den rechtlich ver­
bindlichen Charakter abzusprechen oder sie als heute nicht 
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mehr anwendbar zu erklären, müssen als zynischer Rechts­
nihilismus bezeichnet werden, wie Prof. Dr. Dr. Baumgarten 
in der Sitzung des Volkskammer-Ausschusses für Auswär­
tige Angelegenheiten anläßlich der Erarbeitung eines Gut­
achtens über den Friedensvertrag am 9. 2. 1959 erklärte: Das 
Potsdamer Abkommen ist auch heute noch, trotz seiner viel­
fachen Verletzungen durch die westlichen Siegennächte, in 
seinen maßgebenden Grundbestimmunegn in Kraft. Solange 
noch, wie das offensichtlich geschieht, starke Kräfte\ auf sei­
ner Respektierung bestehen, kann ordnungsgemäß gesetztes 
Recht seine Gültigkeit nicht verlieren. 

Die Mächte der Antihitler-Koalition machen die Wieder­
herstellung der vollen Souveränität eines demokratischen, 
friedliebenden deutschen Staates davon abhängig, daß die 
eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf 
di~ses Ziel gerichtet sind. Aus dieser Tatsache geht hervor, 
daß die Verwirklichung dieses Rechtes nur die Sache unserer 
Nation selbst sein kann. Den Versuchen der Bonner Poli­
tiker, die Verwirklichung der nationalen Selbstbestimmung 
des deutschen Volkes in die Kompetenz der Siegermächte 
des zweiten Weltkrieges abzuschieben, leistet deshalb. der 
Friedensvertragsentwurf der UdSSR keinerlei Vorschub. Er 
bestätigt vielmehr ausdrücklich dieses Recht und diese Pflicht 
unseres Volkes und erkennt überdies damit die Bemühungen 
der friedliebenden Kräfte in Deutschland um die Beseitigung 
der militaristischen und revanchistischen Tendenzen als not­
wendig und rechtmäßig an. 

Auch der Weg zur Annäherung und Verständigung zwischen 
den beidcm deutschen Staaten wird in Artikel 22 gewiesen, 
und dje Siegermächte bringen ihre Bereitschaft zu seiner 
Unterstützung zum Ausdruck. Den Weg der Verständigung 
und Annäherung zu gehen, wie Artikel 22 das vorsieht, stellt 
eine berechtigte Forderung an das deutsche Volk dar, so wie 
auch die imperialistischen Siegermächte, um der \Vieder­
holung einer Katastrophe vorzubeugen, cUesen Weg gehen 
müssen. Das deutsche Volk hat angesichts seines Schuldkon­
tos kein Recht, sich solchen Forderungen und Vorkehrungen 
zu widersetzen, sondern allen Grund, von sich aus alles zu 
tun, was einer Entspannung dienen kann. 

Im Absatz 2 des erwähnten Artikels wird erklärt, daß der 
Vertrag als wichtiger Beitrag zur Erfüllung der nationalen 
Hoffnungen des deutschen Volkes und zur Gewährleistung 
der Sicherheit in Europa und in der ganzen Welt angesehen 
wird. Damit wird hervorgehoben, daß mit diesem Vertrag 
jede Gefahr einer erneuten Bedrohung des Friedens durch 
den deutsch~n Militarismus ausgeschlossen und dem deut­
schen Volk die Garantie seiner staatlichen Integrität und 
einer glitcklichen Zukunft gegeben werden soll. 
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Einer realistischen Einschätzung der z. Z. bestehenden Si­
tuation entspricht die Tatsache, daß der Friedensvertragsent­
wurf von der Existenz zweier deutscher Staaten und den 
damit verbundenen realen Bedingungen ausgeht. Der Entwurf 
enthält sich jedes Eingriffs in die Entscheidung des deutschen 
Volkes über die Gesellschaftsordnung des zukünftigen ein­
heitlichen deutschen Staates; er überläßt diese Entscheidung 
entsprechend den völkerrechtlichen Prinzipien des Selbstbe­
stimmungsrechts der Nationen dem deutschen Volke selbst. 
Mit einer solchen Ausgangsbasis - Anerkennung der Existenz 
zweier deutscher Staaten, Anerkennung des Rechtes auf natio­
nale Selbstbestimmung, Zusicherung der Unterstützung bei 
der Lösung der deutschen Frage - schafft der sowjetische 
Friedensvertragsentwurf denkbar beste Voraussetzungen für 
die zweifellos länger dauernde Annäherung der bei den deut­
schen Staaten, die letzlich in einem einheitlichen National­
staat ihre Erfüllung finden muß und .wird. 

Der Friedensvertrag wäre die Klammer, die Deutschland 
zunächst zUsammenhält, weil er beiden deutschen Staaten 
Rechte ·und Pflichten gleichen Inhalts zuweist. Mit einem sol­
chen Friedensvertrag würden auch die in den Pariser Ver­
trägen verfügten einschneidenden Beschränkungen der Hand­
lungsfreiheit der Bundesrepublik in der Frage der Wieder­
vereinigung aufgehoben. Der einzig reale Weg, der heute 
noch zur Vorbereitung einer friedlichen Wiedervereinigung 
Deutschlands möglich ist, nämlich eine deutsche Konföderation 
zu bilden, könnte auf der Grundlage dieses Friedensvertrages 
beschri tten werden. 

. Eine deutliche Absage an den Weg der Gewalt, der uner­
meßliches Unglück über das deutsche Volk und die übrigen 
europäischen Völker bringen würde, enthält Artikel 23 des 
Entwurfs der UdSSR. Mit seiner Verwirklichung wäre der 
Bruderkrieg in Deutschland ausgeschlossen, der friedliche 
und demokratische Weg der Wiedervereinigung garantiert und 
der Frieden in Europa stabilisiert. 

In diesem Zusammenhang ist die Beseitigung aller beste­
henden Spannungsherde und Gefahren, die insbesondere von 
Westberlin als "Frontstadt" ausgehen, von großer Bedeutung. 
Der Entwurf der UdSSR hält die Schaffung des Status einer 
"entmilitarisierten Freien Stadt Westberlin" für einzig gangbar. 
Der Status einer entmilitarisierten freien Stadt, von den betei­
ligten Mächten - wie es der Entwurf vorsieht - anerkannt 
und garantiert, wird Voraussetzungen schaffen, die das Näher­
kommen der Deutschen aus Ost und West erleichtern. Damit 
würde Westberlin zur Stadt friedlicher Verständigung wer­
den. über eine Zwischenlösung im Sinne des bereits erwähn­
ten "Deutschlandplans des Volkes" wären Verhandlungen 
zwischen den beteiligten Staaten möglich. 
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Der sowjetische Entwurf eines Friedensvertrages mit 
Deutschland anerkennt also, wie Prof. Dr. Kröger auf der 
Tagung des Ausschusses für ' Auswärtige Angelegenheiten der 
Volkskammer am 9. Februar 1959 erklärte, das Recht und 
die Pflicht des deutschen Volkes, die Wiedervereinigung in 
die eigenen Hände zu nehmen und selbst zu lösen, und hebt 
dies nachdrücklich in das Bewußtsein des deutschen Volkes 
und aller Unterzeichnerstaaten. Ein Friedensvertrag nach dem 
Vorbild des sowjetischen Entwurfs realisiert andererseits aber 
auch die Verantwortlichkeit und die Verpflichtungen der Sie­
germächte, das deutsche Volk in der Lösung dieser natio­
nalen Aufgabe zu unterstützen. Er schafft sowohl für das 
deutsche Volk als auch für die Siegermächte die Voraus­
setzungen, einen solchen Weg zu beschreilten. 

Auch für das zukünftige einheitliche Deutschland selbst 
schafft .der sowjetische Friedensvertragsentwurf Vorausset­
zungen, die seinen unabhängigen, demokratischen und fried­
lichen Status garantieren und auch die Deutschland zuge­
sicherte Souveränität nicht einschränken. Das sind z. B. d ie 
mi I i t ä I' i s c h e n Be s tim m u n gen. Durch die in Ar­
tike126 getroffene Festlegung, daß Deutschland keine anderen 
eigenen nationalen Truppen als die für die Landesverteidigung 
erforderli.chen besitzen darf, wird den allgemeinen, in der 
ganzen Welt erhobenen Forderungen nach echter Rüstungs­
beschränkung in Deutschland Rechnung getragen, A~uch das 
im Artikel 28 ausgesprochene Verbot der Produktion, der 
experimentellen Erprobung und Lagerung von Atom- und 
Massenvernichtungswaffen entspricht diesem Erfordernis und 
wird den allgemeinen Bestrebungen gerecht, die Atomkraft 
nur zu friedlichen Zwecken zu nutzen, 

Auch die Bestimmung, daß Deutschland Militärbündnissen 
nicht beitreten darf, kann nicht etwa a:ls Einschränkung der 
Souveränität Deutschlands angesehen werden. Die Charta der 
Organisation der Vereinten Nationen fixiert das für alle 
Staaten verbindliche Friedensrecht. Da das Bestehen der 
aggressiven NATO an s.ich im Widerspruch zur Charta der 
Organisation der Vereinten Nationen steht, sind -das Aus­
scheiden Westdeutschlands aus der NATO nach Abschluß des 
Friedensvertrages und das sich daraus ergebende Ausscheiden 
der DDR aus deM Warschauer Paktsystem in jeder Beziehung 
gerechtfertigt. 

Dem gleichen Ziel - den Frieden zu sichern und die Er­
richtung eines einheitlichen, friedliebenden, demokratischen, 
unabhängigen deutschen Nationalstaates zu bewerkstelligen -
dienen auch die in den Artikeln 27, 29, 30 und 31. getroffenen 
Bestimmungen. 

Jene Teile des sowjetischen Friedensvertragsentwurfs, die 
sich mit den G run d r e c h t e n und den pol i ti s c h e n 
Par t eie n beschäftigen, sind gleichfalls von größter Be-
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deutung für die Sicherung des Friedens und die Wiederver­
einigung Deutschlands. Das ergibt sich geradezu aus der Ent­
wicklung des Banner Staates zu einem klerikal-militaristi­
schen Obrigkeitsstaat, in welchem die ohnehin schon be­
schränkten, aber formell noch bestehenden Grundrechte und 
Freiheiten der Bürger immer mehr abgebaut und zerstört 
werden. In der geplanten Notstandsgesetzgebung haben diese 
Bestrebungen ihren derzeitigen Höhepunkt erreicht. Anderer­
seits aber wirkt im Rahmen der psychologischen Kriegfüh­
rung die Ideologie des Revanchismus, des Antikommunismus 
und des Völkerhasses auf die Volksmassen ein. 

Die in den Artikeln 14 bis 21 des Friedensvertragsentwurfs 
der UdSSR vorgesehene Verpflichtung Deutschlands, einer~ 
seits allen Bürgern die Grundrechte und Grundfreiheiten der 
Menschen sowie die Betätigungsfreiheit für demokratische 
politische Parteien und gesellschaftliche Organisationen zu 
gewährleisten, andererseits das Verbot faschistischer, milita­
ristischer, revanchistischer und ähnlicher auf die Gefährdung 
der Menschenrechte u~d des Friedens gerichteter Parteien 
und Organisationen zu garantieren, entspricht sowohl den 
Grundsätzen des Völkerrechts als auch den Forderungen der 
demokratischen Kräfte des deutschen Volkes. In dieser Hin­
sicht hat die Deutsche Demokratische Republik bereits den 
Beweis dafür erbracht, daß der Weg zu einem friedlichen 
Deutschland über die Sicherung und Entfaltung der demo­
kratischen Rechte und Freiheiten des Volkes fillirt. So, wie ' 
die DDR durch die Beseitigung des Militarismus und Faschis­
mus, die Entwicklung einer wirkliche!! Volksrnacht und den 
Aufbau einer echten Friedenswirtschaft einen geachteten 
Platz in der Völkerfreundschaftfamilie erringen konnte, ein 
Hort des Friedens und der Demokratie in Deutschland wurde, 
'kann auch das deutsche Volk in seiner Gesamtheit ohne 
Kriegspolitik und Revancheforderungen seiner historischen 
Aufgabe gerecht werden. 

Die erwähnten Bestimmungen des sowjetischen Friedens­
vertragsentwurfs wurden von Prof. Dr. Renneberg auf der 
bereits erwähnten Tagung wie folgt charakterisiert : 

"Die Gewährleistung einer friedlichen Entwicklung Deutsch­
lands durch die volle und gesicherte Entfaltung seiner demo­
kratischen Krä[te, d. h. die Ausschaltung aller militaristischen 
und faschistischen Elemente, entspricht gleichzeitig ~uch den 
objektiven, elementaren Lebensinteressen des deutschen Vol­
kes selbst." 

Abschließend führte Prof. Dr. Renneberg aus: 
"Der Frjedensvertrag allein schafft noch keine Grundrechte 

und Freiheiten. Sie sind Voraussetzung für das aktive Auf­
treten und Handeln der demokratischen Massen unseres Vol­
kes als der realen Kräfte. die Demokratie und Volksfreiheit 
durchsetzen können und werden. Die VorSchläge der Sowjet­
union zeigen das große Vertrauen der Sowjetunion in das 
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deutsche Volk, in die deutsche Arbeiterklasse, daß sie von 
diesen Grundrechten und FreihE1iten, die ihnen der Friedens­
vertrag gewährt, auch im Dienste des Friedens Gebrauch 
machen. Die machtvollen Demonstratione n in Dortmund sind 
ein nur kleines Anzeichen, doch ein genügend deutliches 
Anzeichen dafür, daß auch die werktätigen Massen West­
deutschlands dazu imstande sein werden, die ihnen vom 
Friedensvertrag gesicherten demokratischen Grundrechte und 
Freiheiten im Dienste des Friedens zu gebrauchen." 

Die Gipfelkonferenz der Regierungschefs der Großmächte der 
ehemaligen Antihitler-Koalition wird sich im Zusammenhang 
mit anderen aktuellen, der Lösung harrenden Fragen auch 
mit der Vorbereitung eines Friedensvertrages mit Deutsch­
land befassen und dabei - so hoffen wir - Vertreter beider 
deutscher Staaten hinzuziehen. Bis dahin gilt es noch viel zu 
tun. Es genügt nicht, den sowjetischen. Entwurf schlechthin 
zu bejahen, sondern es gilt, den Kampf für die Verwirk­
lichung der ihm zugrunde liegenden Prinzipien zu organi­
sieren, bis ein Friedensvertrag nach diesem Muster abge­
schlossen ist. Am wirksamsten aber wird unser Kampf dann 
sein, wenn es uns gelingt, unsere sozialistische Aufbauarbeit 
zu immer neuen Erfolgen zu führen und damit das Ansehen 
und die Autorität unseres Arbeiter-und-Bauern-Staates in 
ganz Deutschland immer mehr zu erhöhen und zu festigen. 
Das wird mehr und mehr unsere Landsleute in Westdeutsch­
land in ihrem Kampf stärken, von der Richtigkeit des sowje­
tischen Entwurfs überzeugen und der notwendigen Aktions­
einheit der Arbeiterklasse und aller Volkskräfte in Deutsch­
land Gestalt, Inhalt und Zielsetzung verleihen. Nur so wer­
den wir mit Hilfe des Friedl;l1svertrages die antimilitaristi­
sche, demokratische Lösung des Grundwiderspruchs in 
Deutschland herbeiführen können. 

Arbeitsunterlagen : 

1. Wortlaut des Entwurfs der Regierung der UdSSR für einen ' 
Friedensvertrag mit Deutschland 

2. Deutsche Außenpolitik, Sonderheft 1/1959: Gutachten des Aus­
schusses für Auswärtige Angelegenheiten der Volkskammer der 
DDR vom 9.2.1959 über den Entwurf der Regierung der UdSSR 
für einen Friedensvertrag mit Deutschland sowie Erläuterungen 
zu den einzelnen Teilen des Gutachtens vom 9. 2. 1959 

3. Gemeinsame Erklärung aller Fraktionen der Volkskammer der 
DDR zur Frage eines Friedensvertrages mit Deutschland 

4. Staat und Recht, Heft 5/1959: Max Schmidt, Für die Beseiti­
gung der faschistischen Entwicklung und die Schaffung fried­
licher und demokratischer Verhältnisse in Westdeutschland 

5. Bericht über die Hauptvorstandssitzung der CDU am 16. und 
17. März 1959 in Cottbus 

6. Entschließung des 9. Parteitages der CDU 
7. Materialien der Hauptvorstandssitzung der CDU am 21. und 

22. März 1960 in Magdeburg 
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Durch ·Friedenswirts'chaft zu hohem Wohlstand 
des deutschen Volkes 

Ein Beitrag zu den wirtschaftlichen Bestimmungen des Ent­
wurfes der Regierung der UdSSR für einen Friedensvertrag 

mit Deutschland vom 10. Januar 1959 
Von Dipl. oec. Erwin Krubke 

Die friedliebende Welt hat verständlicherweise ein leiden­
schaftliches Interesse daran, den seit 1939 andauernden Kriegs­
zustand mit Deutschland zu beenden. Die Völker der UdSSR, 
der Tschechoslowakei, Polens und anderer Staaten, die wie­
derholt den Invasionen der deutschen Militaristen ausgesetzt 
waren, wollen mit den Folgen des Klieges endgültig Schluß 
machen und mit dem deutschen Volk in Frieden und Freund­
schaft leben. Der Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Deutschland im Sinne des Vorschlages der Regierung der 
UdSSR würde wesentlich zur Verwirklichung dieses berech­
tigten Verlangens beitragen. Deshalb ' wird der Friedensver­
tragsentwurf von allen Völkern, auch von denen Westeuro­
pas und Amerikas, begrüßt. Beunruhigt durch das Anwachsen 
des Militarismus in Westdeutschland, suchen sie nach einem 
Weg zur schnellen Regelung des Deutschlandproblems. Die­
sen Bestrebungen der Völker stehen aber immer noch eine 
Reihe von Regierungen, darunter an erster Stelle die der 
Bundesrepublik, mit ihrer Politik des kalten und der Vorbe­
reitung eines neuen heißen Krieges entgegen. 

Der Krieg ist jedpch ebensowenig ein "notwendiges übel" 
zur Lösung internationaler Probleme wie ein Faktor zur Ein­
schränkung des Bevölkerungswachstums im Sinne der Mal­
thusschen Bevölkerungstheorie. Das aber ist es, was die west­
deutschen Militaristen und Faschisten den Menschen Meder 
einreden möchten. Die faschistische Geopolitik ist in West­
deutschland wieder aufpoliert und leistet ihren Dienst für die 
imperialistischen Bestrebungen, die Welt wieder einmal neu 
aufzuteilen. Die Praxis der sozialistischen Länder hat solche 
Theorien längst ad absurdum geführt. Aber auch immer 
mehr ernsthafte bürgerliche Wissenschaftler treten gegen 
solche Menschenverdummung auf. 

Nach Berechnungen des Professors Dr. Fritz Baade vom 
Kieler Institut für Weltwirtschaft wird sich in den vier Jahr­
zehnten bis zur Jahrhundertwende eine Steigerung der Welt­
bevölkerung von 2,8 Milliarden auf 6,2 Milliarden, vielleicht 
sogar auf 6,5 Milliarden Menschen ergeben, vorausgesetzt, 
daß die Menschen vernünftig sind und sich nicht durch Atom­
kriege gegenseitig umbringen. In seiner Schrift über die 
Welternährungswirtschaft weist Baade nach, daß die Welt­
wirtschaft durchaus imstande ist, 6 bis 6,5 Milliarden, aber 
auch 10 und 12 Milliarden Menschen zu ernähren. Es besteht 
auch kein Zweifel darüber, daß die Industrie die zusätzlichen 

31 



Arbeiter mit den nötigen Axbeitsinstrumenten versorgen 
könnte. Allein in den klassischen Energieträgern - Kohle, 
Erdöl, Erdgas. Wa ... serkraft -, also auch ohne Atomkraft, ist 
auch die erforderliche Energie verfügbar. Aber nur unter den 
Bedingungen einer W e 1 t f r i e den s \V i r t sc h a f t könnte 
diese Energie zum Segen der Menschheit genutzt werden. 

Kriege sind vermeidbar! Zyklische Wirtschaftskrisen sind · 
der kapitalistischen Produktionsweise immanent; sie sind. 
solange kapitalistische Produktionsverhältnisse vorhanden 
sind, folglich unvermeidbar. Imperialistische Raubkriege 
haben zwar auch ihre ökonomischen Wurzeln im kapitalisti­
schen System. sind selbst abe:!; außerökonomische Erscheinun­
gen und folglich zu vermeiden. 

Wir treffen diese Feststellung in diesem Zusammenhang, 
um die realen Aussichten auf den Weltfrieden zu unterstrei­
chen. Ihm dient auch der sowjetische Friedensvertragsentwurf. 
Er ist nicht das Diktat von Siegern gegenüber Besiegten - er 
ist vielmehr die Plattform eines Bündnisses aller Friedens­
kräfte, die durch gemeinsames Handeln die alten und neuen 
Kriegstreiber besiegen werden. 

I 
Der grundsätzliche Unterschied zum VersailLer Diktat 

Der erste imperialistische Weltkrieg fand 1919 seinen Ab­
schluß mit dem Versailler Friedensvertrag. Das deutsche Volk. 
das, unter verlogenen Parolen von der ökonomisch und poli­
tisch herrschenden Klasse in den Krieg getrieben, in ihm 
große Opfer gebracht hatte, hoffte auf einen Rechtsfrieden~ 
den man ihm vor allem von amerikanischer Seite verheißen 
hatte. Inhalt und Geist des Versailler Vertrages' aber riefen 
Entsetzen und Bestürzung hervor. Die Zumutungen dieses 
Vertrages gingen über die Kraft des deutschen Volkes. Die 
Grenze der Forderungen sollte die Leistungsfähigkeit des 
deutschen Volkes bilden. Ohne Rücksicht auf seine Lebens­
haltung, lediglich bemessen an seiner Fähigkeit, die Forde­
rungen der Sieger durch seine Arbeit zu erfüllen, wurde das 
deutsche Volk zu dauernder Sklavenarbeit verurteilt. Lenin 
äußerte sich über das Diktat von Versailles: 

"Dies ist ein unerhörter Raubfriede, der Dutzende Mil­
lionen Menschen, darunter gerade die zivilisiertesten, in die 
Lage von Sklaven versetzt." 

Nach Artikel 118 des Versailler Vertrages sollte Deutsch­
land außerhalb seiner Grenzen keinerlei Rechte in Europa 
haben. Es wurde verpflichtet, "allen Maßnahmen zuzustirn-

\. men, mit denen von den alliierten und assoziierten Regierun­
gen über diese Rechte verfügt wird". Es wurde u. a. die Aus­
lieferung der gesamten überseeflotte nebst den im Bau be­
findlichen Schiffen verlangt; es wurden Deutschland Bauver­
pflichtungen auferlegt, die das Wiedererstehen einer deut-
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schen Handelsflotte auf lange Zeit hinaus in Frage stellten, 
zumal die Beschaffung der für Schiffsbauzwecke nötigen Roh­
stoffe und technischen Hilfsmittel (Kohle, Eisen, Maschinen 
usw.) durch die sonstigen Lieferungsverpflichtungen der In­
dustrie erschwert wurden. DieSiegermächte sicherten sich das 
Recht, deutsche Häfen und Binnenwasserstraßen frei von 
jeder deutscl1en Kontrolle zu benutzen. Sie sicherten sich da­
mit gleichzeitig eine Herrschaft über das deutsche Eisenbahn­
netz, über die Fluglinien und Fluglandeplätze. Es wird 
Deutschland im Artikel 325 verboten, Maßnahmen zu treffen, 
"die zum Vorteil für seine eigene Transportlage den Verkehr 
tirgendwelcher Art von seinem nonnalen Wege ablenken". N aeb 
Artikel 353 und 361 des Versailler Frieden'svertragsentwurfes 
sollte Deutschland verpflichtet werden, nach den Wünschen 
fremder Staaten auf seinem eigenen Gebiet gegen seinen 
Willen Kanäle zu bauen. Zur Wiedergutmachung sollten auch 
die deutschen Kabel in den Besitz der Sieger übergehen. Der 
deutsche Außenhandel sollte von jeder Betätigung ausge­
schlossen werden. 

Neben der Verpflichtung zum Ersatz aller Schäden, die die 
alliierten und assoziierten Regierungen und ihre Staatsange­
hörigen infolge des Krieges erlitten hatten, wurden Deutsch­
land weitere finanzielle und wirtschaftliche Leistungen auf­
erlegt. So verpflichtete sich Deutschland z. B. zu 'Zahlungen 
in Gold und Waren in Höhe von 20 Milliarden Goldmark. 
Bis zu 30 Prozent der in Gebrauch befindlichen Maschinen, 
Anlagen, Werkzeuge u. dgl. sollten ebenso wie eine große 
Anzahl von Milchkühen hergegeben werden. Schließlich 
mußte Deutschland viele Millionen Tonnen Kohle liefern. 

Diese Skala von Reparationen, die keineswegs vollständig 
ist, sollte noch einmal die Charakterisierung des Versailler 
Diktats als Dokument eines imperialistischen Raubfriedens 
erhärten. Ohne Zweifel geriet Deutschland den anderen im­
perialistischen Staaten gegenüber in eine ungünstige Lage. 
Lenin schrei bt: 

"Deutschland ist besiegt, vom Versailler Vertrag nieder­
gehalten, aber es verfügt über gigantische wirtschaftliche 
Möglichkeiten. " 

Diese wurden selbstverständlich von den nach wie vor herr­
schenden Monopolisten genützt. Sie verstanden es sehr gut, 
sich der Erfüllung vieler Artikel des Vertrages zu entziehjn. 
Die Spannungen zwischen den Siegermächten ausnutzend, 
verwiesen sie auf die vielen Streiks der Arbeiterklasse und 
malten das Gespenst der proletarischen Revolution an die 
Wand. Im Kampf gegen das junge Sowjetrußland trafen sich 
die Interessen der deutschen und der anderen Imperialisten. 
Die Deutschen wußten auch diesen Umstand geschickt auszu­
nutzen. In der Verhandlung der deutschen und der alliierten 
Schiffahrtsunterkommission am 13. 3. 1919 erklärte das Mit­
glied der deutschen Kommission Seeliger u. a.: 
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"Ich möchte dazu (d. h. zur Frage der Schiffsreparationen, 
E. K.) nur eins bemerken. Wir haben bereits in Spa vom 
6. bis 8. Februar, also vor nahezu 5 Wochen, alle Gründe in 
dieser Beziehung dargelegt. Außerdem sind in Spa andauernd 
Noten übergeben worden, in denen auf die Gefahr, die vom 
Osten nicht nur uns, sondern ganz Europa bedroht, hinge­
wiesen wird. Mir ist auch bekannt, daß gerade auf Wunsch 
der Alliierten. unsere Truppen den Kampf gegen den Bol­
.,,:chewismus in den baltischen Ländern aufgenommen haben. 
Ich glaube daher annehmen zu können, daß es als notorisch 
bezeichnet werden kann, wie notwendig diese Schiffe für uns 
sind. Immerhin sind wir bereit, den von Herrn Anderson 
vorgeschlagenen Weg einzuschlagen und die Notwendigkeit, 
uns die Schiffe zu belassen, weiter nacJlzuweisen. Bis dieser 
Nachweis gebracht ist, werden die Schiffe bleiben können, 
wo sie sind." 
. Anderson: "Ja, aber diese Sache muß schnell erledigt 
werden." 

(Es wird eine Liste derjenigen Schiffe übergeben, welche 
für den Nachschub an die Ostfront erforderlich sind.) 

(Aus dem wörWchen Protokoll dieser Sitzung, in Drucksache Nr. 14-
der Deutschen W'af'fenstillstandskommission, "Die Verhandlungen der 
Finanz-, Lebensmittel- und Schiltahrtsunterkommissionen am 13. und. 
14.3.1919", BerUn 1919, Seite 26.) 

Das deutsche Volk wurde unter dem Vorwand der Vertrags­
erfüllung rücksichtslos ausgebeutet. Zugleich aber oereiteten 
die deutschen Monopolberren und Militaristen unter der Lo­
sung "Kampf dem Schandvertrag von Versailles!" die Re­
vanche vor, die mit einer erneuten Niederlage Deutschlands 
endete. Im Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegsver­
brecher wurde die Naziregierung u. a. beschuldigt, eine Reihe 
internationaler Verträge, darunter den Vertrag von Versailles, 
verletzt zu haben. Ein internationaler Gerichtshof müßte 
Westdeutschland gegenüber heute die gleiche Feststellung 
treffen hinsichtlich der Bestimmungen des Potsdamer Ab­
kommens, die Deutschland zur Entwicklung einer Friedens­
wirtschaft verpflichten. 

Um so dringender wird der Abschluß eines Friedensver­
trages mit Deutschland, der nicht nur einen Schlußstrich un­
ter den letzten Krieg ziehen, sondern auch Garantien gegen 
ein Wiederbeleben des deutschen Militarismus und Revan­
chismus geben müßte. Dieser Forderung wird der Friedens­
vertragsentwurf der UdSSR vom 10. Januar 1959 gerecht. 
Wenn von beschränkenden Bestimmungen im Friedensver­
tragsentwurf die Rede ist, dann sind es ausschließlich solche 
für die antidemokratischen, militaristischen Kräfte. Das ist 
ein wesentlicher, wenn nicht der wesentlichste Unterschied 
zum volksfeindlichen Versailler Diktat. 

Besonders stehen die Artikel 41 und 42 des Friedensver­
tragsentwurfs im Gegensatz zum Versailler Diktat. Danach 
ist die Frage der Reparationen so geregelt, daß die Verbün­
deten und Vereinten Mächte auf alle weiteren Reparationen 
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verzichten. Die UdSSR hatte bekanntlich bereits 1950 die Re­
parationsford'erungen ermäßigt und 1953 vollständig auf wei­
tere Reparationen von seiten der DDR verzichtet. Hingegen 
behielten sich die Westmächte in den Pariser Verträgen und 
im Londoner Abkommen eine endgültige Regelung der Re­
parationsfrage für einen späteren Zeitpunkt vor. 

Deutschland wird nach den Bestimmungen des sowjetischen 
Entwurfs verpflichtet: geraubte Kulturgüter, soweit sie noch 
in seinem Besitz sind, wieder den Eigentümern zurückzuge­
ben. Das betrifft auch alle historischen, Gerichts-, Verwal­
tungs- und technischen Archive mit Karten und Plänen, die 
die deutschen Okkupanten einst aus den besetzten Gebieten 
entführten. Mit der Rückgabe sichergestellter wertvoller 
Kunstschätze und Bibliotheken an die DDR hat die UdSSR 
ihre Hochachtung vor den Kulturgütern einer Nation be­
zeugt. Ihr Vorbild läßt uns diese im Friedensvertrag erhobene 
berechtigte Forderung a ls ehrenvolle Verpflichtung erkennen. 
Es bleibt zu hoffen, daß die westlichen Siegermächte dem 
sowjetischen Beispiel folgen und von sich aus auf diese Weise 
zur Völkerverständigung beitragen. 

Weitere Fragen der Wiedergutmachung bzw. wirtschaft­
licher Entschädigungen regeln die Artikel 33, 34, 36 und 38. 
Darüber heißt es im Gutachten des Ausschusses für Auswär­
tige Angelegenheiten der Volkskammer der Deutschen De­
mokratischen Republik vom 9. Februar 1959: 

"Die in Artikel 34 vorgesehene Wiederherstellung bzw. Ent­
schädigung des Eigentums der Verbündeten und Vereinten 
Mächte und ihrer Bürger in Deutschland erstreckt sich nur 
auf solche Rechte und Interessen, die legitim sind. Indem 
das Verfahren und die Bedingungen für die Wiederherstel­
lung bzw. Entschädigung besonderen Vereinbarungen zwi­
schen Deutschland und den interessierten Staaten vorbehalten 
bleiben, wird gewährleistet, daß sowohl die berechtigten In­
teressen dieser Staaten als auch die berechtigten Interessen 
Deutschlands berücksichtigt werden können. 

Die in Artikel 34 Ziffer 2 angeschnittene Frage der Zah­
lung von Geldschulden, die sich aus Verpflichtungen und 
Verträgen ergeben, die vor der Entstehung des Kriegszustan­
des existierten, bedarf eingehender Prüfung und Verhandlung. 

Der in Artikel 36 enthaltene Verzicht Deutschlands in sei­
nem Namen bzw. im Namen der deutschen Organisationen 
und Bürger auf alle Ansprüche an die Verbündeten und Ver­
einten Mächte, an deren Organisationen und Bürger, die sich 
aus dem Bestehen des Kriegszustandes ergeben, bestätigt im 
wesentlichen die von den Verbündeten und Vereinten Mäch­
~en lnfolge des Krieges durchgeführten Maßnahmen und zieht 
einen Schlußstrich unter alle damit verbundenen Fragen. 
Von dieser Zielsetzung gehen auch die Bestimmungen des 
Artikels 37 über den Verzicht Deutschlands auf alle Ansprüche 
aus, die Gebiete betreffen, die in die Souveränität anderer 
Staaten übergegangen sind. 
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Das im Artikel 38 offengelassene Problem der Haftung für 
Schulden, die in die Souveränität anderer Staaten überge­
gangene Gebiete betreffen, bedarf einer sorgfältigen Prüfung 
und einer gesonderten Stellungnahme. Die im Artikel 33 und 
Artikel 36, 3 erwähnte Entschädigung für von ausländischen 

. Truppen in Deutschland benutztes Eigentum bzw. für die 
Lieferung von Versörgungsgütern oder die Durchführung von 
Dienstleistungen sowie für nichtkriegsbedingte Schäden ist 
ebenfalls noch besonders zu überprüfen. da eine derartige 
Feststellung im allgemeinen der innerstaatlichen Regelung 
unterliegt." 

Es soll schließlich auf die wirtschaftlichen Bestimmungen 
gegenüber Österreich besonders hingewiesen werden. Sie sind 
eine logische und sinnvolle Ergänzung des Artikels 13, der 
die staatsrechtlichen Beziehungen zwischen Deutschland und 
Österreich regelt. Der Artikel 35 verpflichtet Deutschland, 
jene Bestimmungen über die deutschen Auslandsaktiva in 
Österreich anzuerkennen, "die der Staatsvertrag über die 
Wiederherstellung eines unabhängigen und demokratischen 
Österreichs enthält". Artikel 40 verpflichtet Deutschland, 
"österreich das Recht des ungehinderten Transits und Ver­
kehrs ohne Erhebung von Zöllen und Abgaben zwischen 
Salzburg und Lofer (Salzburg) über Reichenbach-8teinpass 
und Scharnitz (Tirol) und Ehrwald (Tirol) über Garmisch­
Partenkirchen zu gewähren". 

Österreich und insbesondere die österreichische Arbeiter­
klasse ist der Entwicklung in Westdeutschland gegenüber 
nicht sorglos. Sie erkennt die Gefahr, die von Westdeutsch­
land für ihr Land entsteht. Es liegt im Lebensinteresse östet­
reichs, daß die deutsche Frage durch den Abschluß eines Frie­
densvertrages mit beiden deutschen Staaten auf friedlichem 
Wege gelöst wird. Die österreichische Arbeiterklasse weiß, daß 
der deutsche Militarismus auch heute die Reaktion in öster­
reich anspornt und ihr neuen Auftrieb gibt. Deshalb hat sie 
ein besonderes Interesse an einer friedlichen Lösung der deut­
schen Frage. Die Festigung des Friedens in Europa und in der 
ganzen Welt ist eng verbunden mit der Lösung der deutschen 
Frage. 

II 
Durch Friedenswirtschaft 

zu hohem Wohlstand des deutschen Volkes 

Die neue große Abrüstungstat der UdSSR, die eine Ein­
schränkung der Streitkräfte um ein Drittel ihrer gegenwär­
tigen Stärke vorsieht, bringt der Bevölkerung der Sowjet­
union eine jährliche Einsparung von 16 bis 17 Milliarden Ru­
bel. Welch ein Segen, würden auch die NATO-Mächte diesem 
Beispiel folgen! - Ihre Fortsetzung der "Politik der Stärke", 
besonders durch die Adenauer-Regierung, beweist leider noch 
das Gegenteil. 
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Die 'militaristischen und revanchistischen Kräfte West­
deutschlands erhielten die Möglichkeit, ab 1960 ganz offiziell 
die Raketen- und Atomwaffenproduktion vorzubereiten. Für 
die westdeutsche Bevölkerung bedeuten diese gefährlichen 
Vorhaben neben der Aussicht auf einen alles vernichtenden 
Atomkrieg zusätzliche schwere wirtschaftliche Belastungen, 
die gekennzeichnet sind durch Preissteigerungen, Steuerer­
höhungen und den Abbau der sozialen Leistungen. Von 1955 
bis zum März 1959 wurden allein für die westdeutsche Wehr­
macht rund 16,7 Milliarden DM ausgegeben. Für das Rech­
nungsjahr 1959/60 sind es rund 10 Milliarden DM, die für die 
Ausrüstung und Versorgung der Bonner Armee zur Verfü­
gung stehen. Somit wird die Bonner Aufrüstung bis Ende 
1960 allein an direkten Rüstungskosten rund 35,7 Milliarden 
DM versclllingen. Mit der ständig steigenden Truppenstärke 
wachsen die Rüstungsausgaben. Es ist damit zu rechnen, daß 
der Bonner Haushalt in den Jahren 1961 und 1962 mit 14 bzw. 
16 Milliarden DM an direkten Rüstungskosten belastet wer­
den wird, so daß die Adenauer-Regierung von 1955 bis Ende 
1962 allein für die Bonner Armee 65,7 Milliarden DM an 
direkten Rüstungskosten ausgeben wird. Hinzu kommen an 
Besatzungs- und Folgekosten rund 51,0 Milliarden DM und 
indirekte Rüstungskosten von rund 32,5 Milliarden DM. 

Rund 150 Milliarden DM sind also der wertmäßige Aus­
druck eines Rüstungspotentials, das zu einer Gefahr für den 
Frieden der Welt im allgemeinen und für das Leben des deut­
schen Volkes im besonderen geworden ist. Der Ausschuß für 
Deutsche Einheit weist nach, daß bei Annahme des Vorschla­
ges des sowjetischen Ministerpräsidenten Chrustschow. in 
allen Ländern eine allgerT)eine und totale Abrüstung durch­
zuführen, allein in den drei Jahren 1960 bis 1962 die für die­
sen Zeitraum vorgesehenen direkten und indirekten Rüstungs~ 
kosten in Höhe von rund 60 Milliarden DM für die Verbes­
serung der sozialen Lage der westdeutschen Bevölkerung zur 

... Verfügung stünden und wie fOlgt verwendet werden könnten: 
Es könnten für 35 Milliarden DM im sogenannten sozialen 

Wohnungsbau endlich die noch fehlenden 1,5 Millionen Woh­
nungen gebaut und zu erschwinglichen Mieten der 'Bevölke­
rung übergeben werden. Noch heute, so erklärte am 10. De­

.zember 1959 der SPD-Bundestagsabgeordnete Ritzel in der 
Haushaltsdebatte, müssen 25,7 Prozent aller Arbeiterfamilien 
in Notwohnungen oder in Untermiete leben. 

Es könnte die 11 Milliarden DM betragende Verschuldung 
der westdeutschen Gemeinden beseitigt werden, indem ihnen 
ein wesentlich höherer Anteil als jetzt an ihrem Steuerau.f;.. 
kommen überlassen wird. 

Es könnten die rund 9 Milliarden DM zur Verfügung ge­
stellt werden, die notwendig sind, um das westdeutsche Schul­
wesen annähernd an die vorbildlichen Verhältnisse im Schul­
wesen der DDR heranzuführen. So fehlen noch 30 000 Klassen-
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räume in allen Teilen der Bundesrepublik. Es könnte nicht zu 
der Situation kommen, daß für 1,7 Milliarden DM 496 F lug­
zeuge für die Banner Luftwaffe angeschafft werden, während 
gleichzei tig mit Hilfe der K rankenl-;:assenreform 1,6 Milliarden 
DM jährlich der westdeutschen Bevölkerung aus der Tasche 
gezog~n werden. 

Um das Schulbauprogramm in Westdeutschland zu verwirk­
lichen, sind nach westdeutschen Angaben 6,3 Milliarden DM 
erforderlich, also ungefähr die Hälfte des Jahresetats der 
Banner Armee. Nicht einmal die 300 Millionen DM sind vor­
handen, welche die schlimmsten Notstände in den westdeut­
schen Schulen beheben könnten. Eine Erhöhung des Stipen­
dienfonds für die 1;tudenten um 1,7 Millionen ist ebenfalls ab­
gelehnt worden. Während im HaushaltSjahr 1959 für die ato­
mare Aufrüstung der Bundeswehr 11 Milliarden DM ausge­
geben wurden, wurde ein Antrag der SPD. 25 Millionen DM 
den Krankenhäusern zur Behebung der schlimmsten hygieni­
schen Mißstände zur Verfügung zu stellen, im Bundestag von 
der CDU abgelehnt. 

Weitere Möglichkeiten, den Wohlstand der westdeutschen 
Bevölkerung unter den Bedingungen einer Ftiedenswirtschaft 
zu heben, mögen folgende Zahlen zu erkennen geben: 

Nach Angaben des "Spiegel" (westdeutsches Nachrichten­
magazin) kosten 

1 ortsfeste Flakraketenbatterie für Nike­
Herkules (geplant !iind mindestens 
144 Abschußrampen) 60 Mi1l. DM 

1 Nike-Herkules-Flak-Rakete 
(ohne Atomkopf) 0,5 Mill. DM 

1 Mittelstreckenrakete mit Atomkopf 15 Mil!. DM 
1 Matador-Rakete für Bodenziele 0,4 Mill. DM 
1 DKW-Jeep bei Abnahme von 

mindestens 10000 Stück 8700 DM , 
Nach der "Stuttgarter Zeitung!' vom 2. 5. 1958 belaufen sich 

die Kasernenbauten allein in Baden-Württemberg auf 
443 Millionen DM, wobei eine Bataillonsunterkunft im Durch­
schnitt 20 Millionen DM kostet, die Unterkunft für ein Luft­
waffenausbildungsregiment 35 Millionen DM. Dabei sind für 
die lebensrettende Herz- und Lungenmaschine keine 
160000 DM vorhanden, von der Notlage bei Studentenwoh­
nungen ganz zu schweigen. 

Für andere soziale Bedürfnisse ergeben sich folgende Ge-
genüberstellungen: 

1 Panzer 1 Schule 
1 Flugzeug 1 Krankenhaus 
1 T orpedo 5 Eigenheime 
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Im "Hamburger Abendblatt" vom 17.118. November 1959 
wurde ein Artikel von Pastor Prof. Erich Engelbrecht "Nüch­
terne Tatsachen" veröffentlicht, aus de m u. a . zu entnehmen 
ist: 

"Wenn die Herstellung eines Langstrecken1?ombers so viel 
kostet wie die Errichtung von 30 städtischen Schulen, dann 
hat die Alarmglocke geläutet. Dann ist nicht mehr viel Zeit, 
zu problematisieren, Sündenböcke ausfindig zu machen und 
religiöse Grenzgefechte auszutragen. Dann ist es Zeit für 
Buße und Gebet." 

In der Tat ist diese Rüstung eine Gotteslästerung, und es 
gilt, Abhilfe zu schaffen. Die Sühneleistungen, Opfer, Fasten 
und Beten allein genügen aber nicht, um eine solche Gottes­
lästerung zu bereinigen. Der verantwortungsbewußte Christ 
geht von Worten zu praktischen Taten über. Deshalb stärkt 
er durch sein Handeln die Reihen der Friedenskämpfer. Wenn 
auch Abrüstungs- und Friedensvertrag nicht ein und dieselbe 
Sache sind, so hängen sie doch auf das engste miteinander 
zusammen. Bei Verwirklichung des sowjetischen Friedensver­
tragsentwurfs kör.nten die enormen Geldsummen für die 
Atomrüstung in Westdeutschland für soziale und kulturelle 
Zwecke ausgegeben werden. 

• 
Der Artikel 32 des Friedensvertr agsentwurfs, mithin der 

wichtigste über die wirtschaftlichen Bestimmungen, sagt ein­
deutig aus: 

"Deutschland werden keinerlei Beschränkungen in der Ent­
wicklung seiner Friedenswirtschaf-t auferlegt, die dem Wachs­
tum des Wohlstandes des deuts('h,:,:",~olkes dienen soll. 

Deutschland wird ebensowenig ~~ _ ränkungen im Handel 
mit anderen Ländern, in der SeesC! Liahrt und im Zugang 
zu den Weltmärkten ausgesetzt sein." 

Welch gl'oßartjge Perspektiven! 
Das sozialistische Weltsystem ist nicht nur auf dem Gebiet 

der geistigen Investitionen besser ausgerüstet als das kapita­
listische Lager. Es besteht auch kein Zweifel darüber, daß 
die Au sgaben für die Forschung, insbesondere die technische 
Forschung, in den sozialistischen Staaten, vor ' allem in der 
Sowjetunion, viel großzügiger bemessen sind als in der west­
lichen Welt. Und es besteht heute ebensowenig ein Zweifel 
darüber, daß die Wirtschaftspläne des sozialistischen Lagers 
real und erfüllbar sind. 

Nach Berechnungen des Weltwirtschaftsinstituts der Uni­
versität Kiel ist die Weltstahlproduktion in den letzten acht 
Jahren, von 1950 bis 1958, stärker gestiegen als in irgend­
einem Zeitraum vorher, nämlich von 188 Millionen Tonnen 
auf 260 Millionen Tonnen. Diese 260 Millionen Tonnen ver­
teilen sich wie folgt : 

Die Vereinigten Staaten von Amerika waren im J ahre 1957 
noch der größte Stahlproduzent der Welt und produzierten 
bei guter Konjunktur 102 Millionen Tonnen Stah l. 1958 be­
trug die Stahlproduktion der USA nur noch 77 Millionen 
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Tonnen, und die Staaten des sozialistischeryLagers übertrafen 
bereits in diesem Jahr die Stahlproduktion der USA. Der An­
teil der USA an der Weltstahlproduktion betrug 1958 nur 
noch etwa 30 Prozent und ist seitdem weiter gesunken. In 
den letzten 33 Jahren stieg die Stahlproduktion in der kapi­
talistischen Welt jahresdurchschnittlich um weniger als 
2 Prozent, in der Sowjetunion dagegen jetzt jährlich um 
10 Prozent, und dieses Tempo wird nicht geringer werden. 

Es liegt auf der Hand, daß bei einer solchen Entwicklung 
das sozialistische Lager bereits 1975 eine doppelt so große 
StahlproduKtion haben wird wie die Vereinigten Staaten von 
Amerika und Westeuropa zusammen. In den sozialistischen 
Staaten braucht sich aber niemand den Kopf darüber zu zer­
brechen, wie und wo man den erzeugten Stahl und die ande­
ren ständig wachsenden Erzeugnisse verkaufen kann; denn 
die sozialistische Produktion ist auf die Bedürfnisbefriedi­
gung, die ständig steigende Wohlfahrt aller Werktätigen ge­
richtet. Alle Erzeugnisse der sozialistischen Volkswirtschaft 
dienen diesem Ziel. 

Von hier her ist auch zu verstehen, daß der sozialistische 
Außenhandel nicht vom Geist einer kapitalistischen Konkur­
renz getragen und nicht von ständigem Bestreben nach einem 
Nichtäquivalententausch gekennzeichnet sein kann. Soziali­
stische Handelspolitik ist Politik der gegenseitigen Meistbe­
günstigung. Sie ist unvereinbar mit gegenseitiger Diskrimi­
ni,erung und Beschränkung im Handel zwischen den Staaten. 

Der Artikel 39 des.Friedensvertragsentwurfs schafft Grund­
lagen für die Erweiterung eines friedlichen Außenhandels 
beider deutschen Staaten. Im Gegensatz zum Versailler Ver­
trag sieht dieser Artikel ausdrücklich eine gegenseitige Meist­
begünstigung im Handel und in der Seeschiffahrt vor. Durch 
VerwirKlichung dieses Artik~s würde jede Art von Diskrimi­
nierung und Handelsbeschränkung überwunden, wie sie sich 
aus den Bestimmungen und Maßnahmen der Montanunion 
sowie den Prinzipien der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft und aus der Embargopolitik gegen den Handel mit den 
Ländern des sozialistischen Lagers ergeben. Westdeutschland 
könnte teilhaben an den gewaltigen Investitionen im sozia­
listischen Lager, könnte teilhaben an dem friedlichen Aufbau 
der Entwicklungsländer und könnte selbst seinen nicht ge­
ringen Nachholebedarf in Ausbildung und Forschung befrie­
digen, wenn - ja, wenn die westdeutsche Wirtschaft eine 
Friedenswirtschaft wäre. 

Der Hunger der Welt kann abgeschafft werden, wenn die 
Völker zu seiner überwindung im Geiste der Koexistenz und 
des Friedens zusammenarbeiten. Ein wichtiger Baustein zur 
Befriedung der Welt aber ist die Lösung der deutschen Frage; 
ein demokratischer Friedensvertrag mit Deutschland würde 
dafür in politischer, aber auch in wirtschaftlicher Beziehung 
wichtige Voraussetzungen schaffen. 
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